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1  Al lgemeine Z ie le  und Zwecke der Planung  

1.1  Planungs an lass  und  P lane r fo rde rn i s  

Anlass der Planung ist d ie beabsicht igte Erweiterung des bestehenden Beherber-

gungsbetr iebs „K1 Hotel Wi l l ingen“ durch die Err ichtung von sechs Chalet häusern auf 

dem zum Hotel gehörenden Grundstück. D ie Chalethäuser so l len auf e iner bislang a ls 

Grünf läche genutzten Fläche oberhalb des bestehenden Hotelparkplatzes err ichtet 

werden, wobei die vorhandene Parkplatzkapazität vol lständig erhalten ble iben sol l .  

Ziel ist  es, die tatsächliche Nutzung des Standor ts als tour ist i sches Sondergebiet  

städtebaulich zu konkret isieren und planungsrechtl ich zu s ichern.  

Im Änderungsbereich bestehen derzeit  der Bebauungsplan Nr. 14 „ Zum Rit zhagen I I“ 

sowie – in e inem untergeordneten Tei lbereich überlagernd – der Bebauungsplan Nr. 

14 „ Zum Ritzhagen I“ .  Der Bebauungsplan Nr. 14 „ Zum Ritzhagen I I“  setzt e in Sonder-

gebiet fest und def in ier t h ierfür konkrete Baugrenzen. Im Osten und Nordosten des 

Plangebiets s ind zudem eine etwa 10 Meter breite Fläche zum Anpf lanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepf lanzungen festgesetzt.  Dieser Be reich sol l  nunmehr 

tei lweise baulich in Anspruch genommen werden, um die vorgesehenen Chalets real i -

sieren zu können. D ie hiermit  verbundenen Entwicklungsabsichten stehen in Wider-

spruch zu den bestehenden Festsetzungen, sodass eine Anpassung der Bauleitp la-

nung erforderl ich wird  

Hinzu kommt, dass der Bebauungsplan Nr. 14 „ Zum Ritzhagen I“ das verfahrensge-

genständliche Grundstück in einem kleineren Tei lbereich mit  der Festsetzung e ines 

Wohngebiets überdeckt.  D ie dor t  ursprüngl ich intendier te Entwicklung e ines Wohnge-

biets ist aufgrund der bestehenden Grundstückszuschnit te, der be reits vorhandenen 

Bebauung sowie der geringen Flächengröße städtebaul ich nicht mehr umsetzbar. D ie 

tatsächl iche Nutzung ist dem Hotelstandor t zugeordnet;  eine künft ig wohngebietsty-

pische Entwicklung ist dauerhaft n icht real ist isch.  

Das K1 Hotel Wil l ingen hat zur Verwirkl ichung seiner Erweiterungsabsichten zunächst  

einen Antrag auf Er tei lung einer Befreiung von den festgesetzten Baugrenzen gemäß 

§ 31 Abs. 2 BauGB gestel lt ,  um die Err ichtung der sechs Chalet häuser innerhalb des 

Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 14 „ Zum Ritzhagen I I“ zu ermöglichen. Auf-

grund der nach Ar t  und Umfang erheblichen Überschreitung der festgesetzten Bau-

grenzen sowie der damit verbundenen planungsrecht l ichen Grundentscheidung des 

bestehenden Bebauungsplans konnte diesem Befreiungsantrag nicht  ent sprochen wer-

den. Das Vorhaben würde die städtebaul iche Konzeption der vorhandenen Baugren-

zen, insbesondere der öst l ich gelegenen Pf lanzf läche, grundlegend in Frage stel len 

und überschreitet daher den zulässigen Rahmen einer Einzelfal lbefreiung.  

Aus diesen Gründen ist zur p lanungsrechtl ichen Ermöglichung der vorgesehenen städ-

tebaulichen Entwicklung die 1. Tei länderung des Bebauungsplans Nr. 14 „Zum Ritzha-

gen I I“ erforderl ich. Gleichzeit ig ist  eine Anpassung der überlagernden Festsetzungen 

des Bebauungsplans „ Zum Ritzhagen I“  geboten, indem der betreffende Tei lbereich 

künft ig nicht mehr als Wohngebiet,  sondern als Sondergebiet ausgewiesen wird. Das 

Planerfordernis im Sinne des § 1 Abs.  3 BauGB ergibt  s ich damit  aus der städtebaul ich 

gebotenen Anpassung und Konkret i s ierung der Festsetzungen zur Nutzung des beste -

henden Hotelstandor ts, der Neuordnung der Baugrenzen und der bis lang als 
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Pf lanzf läche festgesetzten Bereiche, der Erfordernis,  d ie tatsächliche Nutzungssitua-

t ion und die bauplanungsrecht l ichen Festsetzungen in Übereinst immung zu br ingen, 

sowie der Notwendigkeit,  die mit  der Inanspruchnahme der Grün - und Pf lanzf lächen 

verbundenen Eingr if fe in Natur und Landschaft im Rahmen der Bauleitplanung nach-

vol lz iehbar zu bi lanzieren und durch geeignete Vermeidungs -, Minimierungs - und Aus-

gleichsmaßnahmen neu zu ordnen.  

1.2  Z ie l  der  P lanung  

Ziel der Planung ist es, durch die städtebaulich geordnete Zulassung von sechs Cha-

lethäusern auf  dem Grundstück des K1 Hotels Wil l ingen e in zusätzl iches, famil ienori -

ent ier tes und naturnahes Beherbergungsangebot zu schaffen, d ie tour ist ische At trak-

t iv ität  des Standor ts für neue Gästegruppen zu erhöhen und die ganzjährige Auslas -

tung sowie die Er tragskraft des Hotelbetr iebs nachhalt ig  zu stärken. Das bestehende 

tourist ische Angebot sol l  um rund 24 zusätzl iche Gästebet ten in einem neuen Unter-

kunftssegment erweiter t werden,  das insbesondere auf  Fami l ien, Mehrgenerat ionen-

haushalte sowie bike -,  ski -  und al lgemein outdoor-aff ine Gäste ausgerichtet ist.  

Im Vordergrund steht somit d ie städtebaul ich geordnete Weiterentwicklung des tour is -

t ischen Sondergebiets, die Erschl ießung neuer, für den Standor t bedeutsamer Gäste -

gruppen, die Verbesserung der ganzjährigen Auslastung und damit die Stärkung der 

wir tschaft l ichen Tragfähigkeit  des Hotelbetr iebs. Zugleich sol l  e ine planungsrechtl ich 

eindeut ige und konsistente Zuordnung der Flächen erfolgen, indem die Festsetzungen 

der Bebauungspläne Nr. 14 „ Zum Rit zhagen I“  und „ Zum Ritzhagen I I“  mit der tatsäch-

l ichen Nutzungssituat ion harmonisier t werden.  

1.3  Zweck der Planung  

Durch die Aufstel lung des verbindl ichen Bebauungsplans verfolgt die Gemeinde Wi l-

l ingen das Ziel,  d ie städtebaul iche Entwicklung und Ordnung ihres Gemeindegebiets 

nach den Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) rechtsverbindl ich zu s ichern. Die 

Planung legt damit  die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke fest und ge-

währleistet eine nachhalt ige und sozialgerechte Bodennutzung im Sinne des §  1 

BauGB. Dieser städtebaul iche Ordnungsrahmen sol l  e inen wesentl ichen Beitrag zum 

Wohl der Al lgemeinheit  le isten, die Anforderungen einer menschenwürdigen Umwelt 

erfül len und die natürl ichen Lebensgrundlagen nachhalt ig schützen sowie weiterent-

wickeln.  

Die Bauleitp lanung ist das zentrale Instrument zur Vermeidung städtebaulicher Fehl-

entwicklungen und zur Sicherstel lung einer geordneten Entwicklung. Sie koordinier t 

dabei die Interessen von Öffent l ichkeit  und pr ivaten Bete i l igten und setzt d ie für  eine 

nachhalt ige Stadtentwicklung maßgeblichen Vorgaben im Sinne der Entwicklungs -, 

Ordnungs -, und Schutzfunkt ionen des Baugesetzbuchs um. D ie Festsetzungen des 

Bebauungsplans begründen für  d ie Grundstücke unmit telbar geltendes Baurecht und 

bi lden die rechtl iche Grundlage für  die Zulässigkeit  künft iger Bau - und Nutzungsmaß-

nahmen gemäß §  30 Abs.  1 BauGB.   
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1.4  Aus gangss i tua t ion  

1.4.1  Räumliche Lage  

Die verfahrensgegenständl ichen Flächen l iegen innerhalb der Gemarkung der Ge -

meinde Wi l l ingen (Upland), im gleichnamigen Or tstei l  Wi l l ingen.  Das Plangebiet bef in-

det sich am Beginn des Hoppecketals in Tal lage und ist unmit telbar an der Kreuzung 

zu den Skigebieten Ritzhagen, Sonnenhang und Köhlerhagen gelegen. Es handelt sich 

damit um einen durch den Winterspor t - und Tourismusverkehr frequentier ten Bereich 

am Übergang zwischen dem bebauten Or tsbereich und den angrenzenden freiräumli -

chen Strukturen.  

Die räumliche Abgrenzung des Plangebiets erfolgt im Süden durch die Straße „ Zur 

Hoppecke“ und im Osten durch die Straße „Am Hoppe rn“. Nach Norden wird das Plan-

gebiet durch den bereits planungsrecht l ich gesicher ten Stel lp latzbereich für den mo-

toris ier ten Verkehr begrenzt,  während im Westen das bestehende Wohngebiet  den Ab-

schluss des Geltungsbereichs bi ldet.  

 

Abbi ldung 1: Übers ichtsp lan zur Lage des räuml ichen Gel tungsbere iches  

G r ö ß e  d e s  r ä u m l i c h e n  G e l t u n g s b e r e i c h e s  

Der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplanverfahrens umfasst d ie Fläche Gemar-

kung Wi l l ingen (Upland) , Flur  17, Flurstücksnummer 27/21. Die genaue Abgrenzung 

des Plangebiets ergibt sich aus der zeichnerischen Darstel lung zum Bebauungsplan,  

welche Bestandte i l  der verbindl ichen Planunter lagen ist.  D ie Gesamtgröße des räum-

l ichen Geltungsbereichs beträgt 3.254 Quadratmeter.  
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R e a l n u t z u n g  

Auf dem verfahrensgegenständlichen Grundstück bef indet s ich derzeit  ein bestehen-

der Hotelbetr ieb mit zugehörigen Stel lp lätzen für den motor isier ten Verkehr. D ie bau -

l ichen Anlagen und die Erschl ießungsf lächen dienen vol lständig der Beherbergungs-

nutzung und s ind funktional  in den tour ist isch geprägten Standor t eingebunden.  

Im südwest l ichen Bereich des Grundstücks bestehen ausgeprägtere Gehölzstrukturen,  

die hauptsächlich aus zier- und or tsüblichen Strauch- und Baumgehölzen bestehen 

und sowohl der gestal ter ischen Einbindung des Hotelstandor tes als auch einer tei lwei -

sen Abschirmung gegenüber den angrenzenden Nutzungen dienen.  

Der nordwestl iche Grundstücksbereich, in dem die Err ichtung der geplanten Chalet-

häuser vorgesehen ist,  wurde im Zuge der Herste l lung des bestehenden Stel lplatzes 

geringfügig modell ier t.  In diesem Bereich s ind keine Anpf lanzungen größeren Umfangs 

vorhanden;  v ielmehr handelt es sich um gär tnerisch angelegte und gepf legte Flächen 

mit Rasenansaat  mit geringerer Gehölzdichte. Die Flächen s ind dem Charakter nach 

als gestaltete, gär tnerisch genutzte Grünf lächen innerhalb des besiedelten Bereichs 

zu bewer ten und weisen keinen naturnahen oder land - bzw. forstwir tschaft l ich genutz-

ten Charakter auf.  

 

Abbi ldung 2: Luftb i ldaufnahme im räuml ichen Kontex t des Gel tungsbere iches  
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1.4.2  Planerische Ausgangslage  

R e g i o n a l p l a n  N o r d h e s s e n  2 0 0 9  

1.5 Reg iona lp lan  Nordhess en  2009  

Im Regionalp lan Nordhessen 2009 ist d ie Gemeinde Wil l ingen (Upland) als Unterzent-

rum im ländlichen Raum des Landkreises Waldeck -Frankenberg ausgewiesen.  Damit  

übernimmt sie d ie Funktion,  die wohnor tnahe Versorgung der Bevölkerung sicherzu-

stel len, die hierfür er forderl iche Infrastruktur zu erhalten und weiterzuentwickeln so-

wie zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen beizutrag en. Die zentralen Or t-

stei le Wi l l ingen und Usseln sol len nach den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 

aufgrund ihrer vorhandenen Ausstat tung,  ihrer b isher igen Siedlungs - und Bevölke -

rungsentwicklung, ihrer künft igen Entwicklungsmögl ichkeiten sowie ihrer v erkehrl i -

chen Einbindung in das regionale und überör t l iche Netz und ihrer guten Erreichbarkeit  

mit  dem öffent l ichen Personennahverkehr als Wohnsiedlungsschwerpunkte for tentwi -

ckelt  werden.  

Der Regionalplan weist das Plangebiet  im Bereich des K1 Hotels am Beginn des Hop-

pecketals als „Siedlungsf läche – Planung“ aus. Damit  wird der Standor t ausdrückl ich 

als Bereich für die zukünft ige Siedlungsentwicklung vorgesehen. Das Vorhaben zur 

planungsrechtl ichen Absicherung und Erweiterung des tour ist ischen Sondergebiets 

durch die Err ichtung von Chalet häusern bewegt s ich innerhalb dieser raumordneri -

schen Vorgaben und trägt zur Stärkung des Unterzentrums Wil l ingen als Wohn - und 

Tourismusstandor t bei.   

 

Abbi ldung 3: Fest legungen im Reg iona lp lan Nordhessen 2009  

F l ä c h e n n u t z u n g s p l a n  d e r  G e m e i n d e  W i l l i n g e n   

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Wi l l ingen (Upland) ist  der Bereich 

des verfahrensgegenständl ichen Grundstücks als Sonderbauf läche mit  der Zweckbe -

st immung „Hotel“  dargestel lt .  Mit  dieser Darstel lung wird die überör t l ich bedeutsame 

Funkt ion des Standor ts für den Tourismus, d ie Beherbergung und die damit 
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verbundenen D ienst le istungen planerisch gesicher t  und in die städtebaul iche Gesam-

tentwicklung der Gemeinde eingebunden.  

Die maßgebliche Änderung des Flächennutzungsplans für  diesen Tei lbereich erfolgte 

am 10.04.2009. Zie l dieser Änderung war es, den bestehenden Hotelbetr ieb dauerhaf t 

planungsrechtl ich zu sichern und zugleich die Entwicklung des angrenzenden Frei -

zeit-  und Tourismusgebiets zu fördern. Durch die Fest legung e iner Sonderbauf läche 

„Hotel“ wurden die tatsächl ichen Nutzungsstrukturen an diesem Standor t mit der vor-

bereitenden Bauleitplanung in Übereinst immung gebracht und die Grundlage für  eine 

gezielte Weiterentwicklung des tourist ischen Angebots geschaffen.  

Das nun verfolgte Planvorhaben zur Erweiterung des Hotelstandor ts durch die Err ich-

tung von Chalets bewegt sich innerhalb der im Flächennutzungsplan vorgegebenen 

Entwicklungsrichtung. Die beabsicht igte Festsetzung beziehungsweise Anpassung ei -

nes entsprechenden Sondergebiets im Bebauungsplan steht in Einklang mit der vor-

bereitenden Bauleitp lanung im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB und konkret isier t  die dor t 

dargestel lte Sonderbauf läche „Hotel“ in der Form einer standor tgerechten, tourist isch 

geprägten Nutzungserwe iterung.  

D a r s t e l l u n g e n  v o n  u m w e l t s c h ü t z e n d e n  P l ä n e n  

Gemäß §  1 Abs.  6 Nr.  7g BauGB sind auch die Darstel lungen in umweltschützenden 

Plänen, insbesondere Landschaftspläne sowie Pläne des Wasser -,  Abfal l -  und Immis-

sionsschutzrechts, in die p lanerische Abwägung einzubeziehen.   

Im Landesentwicklungsplan Hessen 2020 sind für d ie Flächen des Plangebietes keine 

speziel l  auf den Standor t bezogenen Ziele oder sonst igen Entwicklungsabsichten for-

mul ier t,  die der vorl iegenden Planung entgegenstehen oder sie weitergehend steuern 

würden.  

Der Landschaftsplan der Gemeinde Wil l ingen stel l t  d ie verfahrensgegenständlichen 

Flächen als Bestandtei l  des Siedlungsbereichs dar.  Aufgrund dieser Zuordnung werden 

für den konkreten Bereich keine darüberhinausgehenden, für d ie Bauleitp lanung maß-

geblichen landschaftsplanerischen Aussagen getroffen, sodass aus dem Landschafts -

plan keine konf l ig ierenden oder ergänzenden Vorgaben für das vorl iegende Planver-

fahren erwachsen.  

1.5.1  Rechtl iche Ausgangslage  

B e s t e h e n d e s  B a u p l a n u n g s r e c h t  

Für das Plangebiet gi l t  der rechtsverbindl iche Bebauungsplan mit der Festsetzung ei -

nes Sondergebiets „Hotel“.  Das Sondergebiet dient der Unterbringung eines Ho-

tel-  und Gastronomiebetr iebes einschl ießl ich der für den Betr ieb erforderl ichen Ne-

beneinrichtungen und Nebenanlagen. Innerhalb des Sondergebiets sind zudem Woh-

nungen für Aufs ichts -  und Bereitschaftspersonen sowie für  Betr iebsinhaber innen und 

Betr iebsinhaber oder Betr iebsle iter innen und Betr iebsle iter zulässig, soweit d iese den 

Hotel-  und Gastronomiebetr ieben zugeordnet s ind und ihnen hinsicht l ich Grundf läche 

und Baumasse deut l ich untergeordnet ble iben.  

Städtebaulich werden für das Sondergebiet  ein Maß der baul ichen Nutzung von maxi -

mal drei Vol lgeschossen (I I I) ,  e ine Grundf lächenzahl von 0,8 sowie eine Geschossf lä -

chenzahl von 1,0 festgesetzt.  Für die Gebäude ist  eine Dachneigung zwischen 30° und 
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40° vorgegeben. Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist durch eine Oberkante von 

12,0 m begrenzt.  

Zur landschaft l ichen Einbindung und Abschirmung des Sondergebiets ist im Norden 

und Nordwesten ein 10,0 Meter brei ter Streifen als Fläche zum Anpf lanzen von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigen Bepf lanzungen festgesetzt.  Dieser Grünstreifen ist  

entsprechend der im Bebauungsplan veranker ten P f lanzl iste mit Bäumen und Sträu -

chern kerndicht zu bepf lanzen. Der Unterwuchs ist ex tensiv als Gras - bzw. Krautsaum 

zu entwickeln und zu pf legen, sodass eine ökologisch wirksame und gestal ter isch 

hochwer t ige Eingrünung des Sondergebiets s ichergestel lt  wird.  

Für einen deut l ich untergeordneten Tei lbereich des Grundstücks gi lt  der Bebauungs-

plan Nr.  14 „ Zum Ritzhagen I“.  In d iesem Bereich ist  ein Al lgemeines Wohngebiet  fest-

gesetzt.  Das Maß der baul ichen Nutzung wird hier mit einem Vollgeschoss, einer 

Grundf lächenzahl von 0,3 sowie einer Geschossf lächenzahl von 0,3 best immt. Fest-

gesetzt ist  eine offene Bauweise.  Die Dachneigung ist,  entsprechend den Festsetzun-

gen des Bebauungsplans, im Bereich zwischen 30° und 40° einzuhalten.  D ie maximal 

zulässige Firsthöhe beträgt talseit ig 10,0 m.  

S c h u t z g e b i e t e  n a c h  d e m  N a t u r s c h u t z r e c h t  

Die geplante Änderung des Bauleitp lans berühr t keine nach den Vorgaben des Bun-

desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des Hessischen Naturschutzgesetzes 

(HeNatSchG) geschützten Bereiche.  

S c h u t z g e b i e t e  n a c h  d e m  W a s s e r r e c h t  

Die verfahrensgegenständl ichen Flächen l iegen weder in e inem nach dem Wasser-

haushaltsgesetz (WHG) ausgewiesenen Wasserschutzgebiet  noch innerhalb eines 

nach landesrecht l ichen oder kommunalen Vorschrif ten festgesetzten Schutzgebiets 

für Trink- oder Brauchwassergewinnung. Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 

des Plangebietes bef inden s ich zudem keine Fl ießgewässer und keine sonst igen ober-

f lächennahen Gewässer.  

D e n k m a l s c h u t z r e c h t l i c h e  A s p e k t e  

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bef inden sich nach aktuel ler Datenlage 

keine geschützten Naturdenkmäler,  Bau - oder Bodendenkmäler im Sinne des Hessi -

schen Denkmalschutzgesetzes. Eine Betroffenheit  von Kulturdenkmalen nach §  2 

Abs.  1 HDSchG ist für das Plangebiet n icht zu erwar ten. Damit  bestehen aus denk-

malrechtl icher Sicht  keine Einschränkungen für d ie geplanten baule itplaner ischen 

Maßnahmen.  

A l t l a s t e n  /  A l t l a s t e n v e r d a c h t s f l ä c h e n  

Für d ie Flächen des Geltungsbereiches sowie in dessen unmit telbarem Umfeld s ind 

nach aktuel lem Kenntnisstand keine schädl ichen Bodenveränderungen, Alt lasten oder 

Altablagerungen im Sinne des Bundes -Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) oder des 

Hessischen Alt lasten- und Bodenschutzgesetzes (HAltBodSchG) registr ier t.  Ebenso 

l iegen keine bekannten Grundwasserschadensfäl le vor.  
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1.6  Plane r i sche  Über legungen  und  A bwägung  

Die Planung verfolgt das Ziel,  den bestehenden Hotelstandor t in städtebaul ich geord-

neter Weise durch die Err ichtung von sechs Chalet häusern zu ergänzen und damit das 

tourist ische Angebot qual itat iv weiterzuentwickeln, ohne die vorhandenen Siedlungs-

strukturen und Infrastrukturen unzumutbar zu belasten. Im Rahmen der Abwägung 

nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die mit der Planung verfolgten pr ivaten un d öffent l ichen 

Belange, insbesondere die Stärkung des Tourismusstandor ts und der lokalen Wir t-

schaftskraft,  den berühr ten Belangen des Verkehrs, des Umwelt -  und Ressourcen-

schutzes sowie der Nachbarschaft gegenübergestel lt  und in einen gerechten Aus-

gleich gebracht worden. Dabei erweist s ich die Inanspruchnahme der bereits erschlos-

senen, dem Hotelbetr ieb zugeordneten Flächen als städtebaulich sinnvol le Nachver-

dichtung innerhalb des vorhandenen Siedlungsgefüges, die einen zusätzl ichen Flä -

chenverbrauch im Außenbereich vermeidet und die vorhandenen Erschl ießungspoten-

ziale eff iz ient nutzt.  

Die Belange der westl ich angrenzenden Wohnnachbarschaft s ind in d ie Abwägung ein-

gestel lt  worden. D ie Chalethäuser entstehen im nördl ichen Tei lbereich des Plangebiets 

in Anlehnung an den bestehenden Stel lp latzbereich und damit auf der vom Wohngebiet 

abgewandten Seite des Hotelstandor ts.  Zwischen dem bestehenden Hotelgebäude und 

der Wohnnutzung übernimmt die vorhandene Gehölzstruktur im südwestl ichen Grund-

stücksbereich die Funktion der Trennung und Abschirmung. In Richtung des Wohnge-

biets besteht zudem ein Ge ländeeinschnit t ;  die Wohnhäuser l iegen topographisch hö-

her als das Plangebiet.  Die festgesetzten standor tgerechten Einzelbäume gewährleis -

ten vor diesem Hintergrund eine wirksamere optische Abschirmung zwischen den Nut-

zungen, als sie eine f lächenhafte niedr ige Bepf lanzung oder e in Erdwall  le isten könnte.  

Ü b e r ö r t l i c h e  u n d  v e r k e h r l i c h e  E r s c h l i e ß u n g  

Die überör t l iche und verkehrl iche Erschl ießung des Plangebietes ist bereits vol lständig 

gesicher t und sol l  unveränder t genutzt werden. Das Gebiet ist über die bestehenden 

Straßenverbindungen an das innerör t l iche und überör t l iche Verkehrsnetz angebunden; 

seit  der Sanierung und Modernis ierung des Hotels wurden die verkehrl ichen Infrastruk-

turen im Umfeld des Standor ts umfangreich verbesser t,  sodass die Erreichbarkeit  so-

wohl für den Individualverkehr als auch für den öffent l ichen Personennahverkehr ge -

währleistet ist.  Zusätzl iche Erschl ießungsstraßen oder verkehr l iche Anlagen werden 

durch das Vorhaben nicht  erforderl ich.  

Die Verkehrserzeugung durch die geplanten Chalet häuser ist im Verhältnis zur vorhan-

denen Hotelnutzung moderat und fügt sich in d ie bestehende Verkehrsbelastung ein.  

Charakterist isch ist  ein weitgehend antizykl isches Verhalten der Übernachtungsgäste 

im Vergleich zum Tagestourismus: Abreisen erfolgen typischerweise in den Morgen-

stunden, während Anreisen überwiegend am Nachmit tag oder in den frühen Abend-

stunden stat t f inden. Demgegenüber konzentr ieren sich die An - und Abfahr ten des Ta-

gestourismus,  insbesondere in der Skisa ison, eher auf  d ie Morgenstunden bei der A n-

reise und den späteren Nachmit tag bei der Abreise. Dadurch kommt es zu einer zeit -

l ichen Entzerrung der zusätzl ichen Verkehre aus dem Chaletbetr ieb gegenüber den 

Spitzenbelastungen des Tagestour ismus,  sodass keine unzumutbare Erhöhung der 

Verkehrsspitzen zu erwar ten ist.  

Der Standor t ist in das Netz des öffent l ichen Personennahverkehrs eingebunden; Bus-

haltestel len in fußläuf iger Entfernung ermöglichen die Erreichbarkeit  der uml iegenden 



B egründung  

Zur  1 .  Te i l änderung  d es  B ebauungsp lan es 14  „Zum R i t zhag en  I I “  

 

 

-  9 -  

Ortste i le  sowie der tourist ischen Ziele ohne Pkw. Zudem ist  der Bahnhof Wi l l ingen als 

Haltepunkt des schienengebundenen Verkehrs fußläuf ig erreichbar, wodurch ein un-

veränder ter Anschluss in R ichtung Nordrhein -Westfalen und in Richtung Hessen si -

chergestel lt  ist.  D ie gute ÖPNV- und Bahn-Anbindung trägt dazu bei,  den Antei l  des 

motoris ier ten Individualverkehrs zu begrenzen und unterstützt  die raumordnerischen 

Zielsetzungen einer umweltver trägl ichen Mobil i tät.  Unter verkehrsplaner ischen Ge -

sichtspunkten steht das Vorhaben daher mit den Belan gen der Erschl ießung und der 

Verkehrssicherheit  in Einklang.  

Te c h n i s c h e  E r s c h l i e ß u n g  

Auch die technische Erschl ießung des Plangebietes ist im Grundsatz vorhanden und 

wird für das Vorhaben ledigl ich erweiter t und angepasst.  D ie Versorgung mit Trink-

wasser erfolgt aus dem bestehenden Leitungsnetz; ein Ausbau ist ledigl ich in Form 

von Hausansch lusslei tungen für d ie Chalethäuser erforderl ich. Die Schmutzwasser-

entsorgung wird über das vorhandene, im Plangebiet bereits etabl ier te Trennsystem 

abgewickelt,  wobei das anfal lende Schmutzwasser geordnet in das kommunale Kana-

l isat ionsnetz eingeleitet und der zentralen Abwasserbehandlung z ugeführ t  wird.  

Die Festsetzung zur Behandlung des auf den versiegelten Grundstücksf lächen anfal-

lenden Niederschlagswassers d ient der Schonung des Wasserhaushalts,  der Entlas -

tung der Vorf luter  sowie der Unterstützung des technischen Hochwasserschutzes.  

Durch die vorrangige Sammlung und Nutzung des Niederschlagswassers auf dem 

Grundstück (z.B.  für  Bewässerungs -  oder Betr iebszwecke bzw. durch Rückhaltung) 

wird der Oberf lächenabf luss verminder t und zeit l ich gestreckt.  Hierdurch werden die 

natür l ichen Wasserkreisläufe gestärkt,  d ie Grundwasserneubildung – soweit  wasser-

wir tschaft l ich und hygienisch unbedenklich – geförder t und die Einleitmengen in das 

öffent l iche Entwässerungssystem reduzier t .  

Für nicht  auf dem Grundstück schadlos verwer tbares Niederschlagswasser ist e ine 

geordnete Ablei tung in den Vorf luter vorgesehen. D ie Einleitung hat  gedrosselt  über 

den öffent l ichen Regenwasserkanal zu erfolgen, um insbesondere bei Starkregener-

eignissen Abf lussspit zen zu begrenzen und eine Überlastung des bestehenden Ent-

wässerungssystems zu vermeiden. Mit der Vorgabe eines Mindest -Drosselabf lusses 

von 5 l/s wird die hydraul ische Bemessung der erforderl ichen Rückhalte - und An-

schlussanlagen planungssicher festgelegt und ein technisch funktionsfähiger Betr ieb 

gewährleistet.  Dadurch werden Rückstauereignisse, Überf lutungen und Beeinträchti -

gungen nachgeschalteter Anlagen weitgehend ausgeschlossen.  Die konkrete Entwäs-

serungsplanung ist  rechtzeit ig  vor Baubeginn mit dem Fachdienst Umwelt  und Kl ima-

schutz des Landkreises Waldeck-Frankenberg abzust immen.  

Die ausdrückl iche Klarstel lung,  dass durch die bauplanungsrechtl iche Festsetzung 

wasserrechtl iche Er laubnisse oder Bewi l l igungen nicht ersetzt werden, sol l  der Nor-

menklarheit  d ienen.  

H o c h w a s s e r s c h u t z  

Ein förml ich festgesetztes Überschwemmungsgebiet oder ein Gebiet mit besonderen 

Festsetzungen zum vorbeugenden Hochwasserschutz l iegt im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans nicht vor.  Gleichwohl ist  der Standor t  aus wasserwir tschaft l icher 

Sicht nicht unkr it isch zu beur te i len. Nach dem Starkregen-Viewer Hessen weist das 

Plangebiet ein hohes Potenzial für Starkregenereignisse auf ,  sodass die hiermit 



B egründung  

Zur  1 .  Te i l änderung  d es  B ebauungsp lan es 14  „Zum R i t zhag en  I I “  

 

 

-  10 -  

verbundenen Gefährdungen im Rahmen der Baule itplanung und der späteren Objekt-

planung grundsätzl ich zu berücksicht igen sind.  

Die Fl ießpfadkar ten zeigen, dass im Bereich des west l ich gelegenen Ritzhagen das 

anfal lende Niederschlagswasser bei Starkregen hangabwär ts in Richtung des Fl ießge-

wässers „Hoppecke“ über mehrere, im Gelände ausgeprägte Fl ießpfade abgeführ t  

wird. Insgesamt verlaufen drei  maßgebl iche Fl ießpfade talwär ts,  von denen einer den 

Bereich des bestehenden Parkplatzes quer t.  Im Bereich dieser Stel lp latzf läche ist  ein 

Ein-  bzw. Austr it tspunkt des Fl ießpfades in bzw. aus der Or ts lage erkennbar, sodass 

hier  bei  außergewöhnlichen Starkregenereignissen mit  konzentr ier ten Abf lussmengen 

zu rechnen ist.  

B o d e n s c h u t z k l a u s e l  

Gemäß § 1a Abs. 1 Satz 1 BauGB ist  bei  der Bauleitp lanung e in sparsamer und scho-

nender Umgang mit  Grund und Boden zu gewährleisten. D ie vor l iegende Planung trägt  

diesem Grundsatz in besonderer Weise Rechnung, da sie auf eine maßvolle Nachver-

dichtung innerha lb e ines bereits erschlossenen Hotelstandor tes abzie lt .  Durch die un-

mit telbare Anbindung an die vorhandenen Erschl ießungsanlagen und die Nutzung be -

reits technisch überformter,  als gär tner ische Anlagen genutzter  Flächen wird zusätz-

l icher Flächenverbrauch im Außenbereich vermieden.  

Stat t neue Bauf lächen in unbebauten Bereichen auszuweisen,  wird die bestehende 

Siedlungsstruktur funkt ional  ergänzt und aufgewer tet.  D ie damit verbundene Inan-

spruchnahme von bis lang als Grün- und Pf lanzf lächen festgesetzten Bereichen wird  

im Rahmen der Eingr if fs -/Ausgle ichsbi lanzierung bewer tet  und durch geeignete Ver-

meidungs -,  Minimierungs - und Ausgleichsmaßnahmen kompensier t.  Im Abwägungser-

gebnis überwiegen die Vor tei le der f lächensparenden Innenentwicklung und der Stär-

kung eines bestehenden tourist ischen Schwerpunktstandor ts gegenüber den nachtei -

l igen Auswirkungen auf den Bodenhaushalt,  zumal keine wer tvo l len land - oder forst-

wir tschaft l ichen Nutzf lächen betroffen sind.  

K l i m a s c h u t z k l a u s e l  

Nach § 1a Abs. 5 BauGB sind der Schutz des Kl imas und die Anpassung an die Folgen 

des Kl imawandels als integrale Belange in die Bauleitplanung einzubeziehen.  Die Pla -

nung berücksicht igt diesen Grundsatz, indem sie d ie baul iche Entwicklung auf  einen 

Standor t  konzentr ier t ,  der bereits durch Beherbergungsnutzungen und entsprechende 

Infrastruktur vorgeprägt ist,  und somit zusätzl iche Verkehrserzeugung in bislang un-

erschlossenen Bereichen vermeidet.  Die gute Erreichbarkeit  des Standor ts mit öf fent-

l ichen Verkehrsmit teln und der fußläuf ige Anschluss an den schienengebundenen Ver-

kehr ermögl ichen es den Gästen, in erhebl ichem Umfang auf den motoris ier ten Indivi -

dualverkehr zu verz ichten oder diesen zu reduzieren, was zu e iner Verr ingerung kl i -

marelevanter Emissionen bei trägt.  

Zudem eröffnet d ie Neubebauung in Holzständerbauweise die Möglichkeit,  energeti -

sche und bauökologische Standards umzusetzen, die dem Stand der Technik entspre -

chen und auf  einen ressourcenschonenden sowie energieeff iz ienten Betr ieb ausge-

richtet  s ind.  Im Rahmen der späteren Bauausführung können durch geeignete bauliche 

Maßnahmen, etwa eine energieeff iz iente Gebäudehülle,  der Einsatz regenerat iver 

Energieträger oder eine umweltver trägl iche Gestaltung der Frei f lächen, weitere Bei -

träge zum Klimaschutz und zur Kl imaanpassung gele istet werden.  

  



B egründung  

Zur  1 .  Te i l änderung  d es  B ebauungsp lan es 14  „Zum R i t zhag en  I I “  

 

 

-  11 -  

I m m i s s i o n s s c h u t z  

Nach gutachter l ichen Aussagen des bestehenden Bebauungsplanes Nr. 14 „ Zum Rit z-

hagen I I“,  entnommen aus der Begründung mit Datum vo n 2007, l iegt das hauptsäch-

l iche konf l ikt trächt ige Potenzial im Bereich des Bebauungsplans „Zum Ritzhagen I I“ in 

der möglichen Störung der Nachtruhe des Hotelbetr iebs durch das gegenüberl ie -

gende, als e ingeschränktes Gewerbegebiet ausgewiesene Areal.  Um Beeinträcht ig un-

gen des Hotelstandor ts, insbesondere in den Nachtstunden, zu vermeiden, wurden im 

benachbar ten Gewerbegebiet schallschutzfachl iche Festsetzungen getroffen, die auf 

den Empfehlungen eines schall technischen Fachgutachtens beruhen.  

Auf Grundlage dieser fachgutachtl ichen Empfehlungen ist im eingeschränkten Gewer-

begebiet ledigl ich die Ansiedlung solcher Vorhaben (Betr iebe und Anlagen) zulässig, 

deren von ihnen ausgehende Geräusche das Emissionskontingent (E) von 45 dB(A) je 

Quadratmeter während der Nachtzeit  im Zeitraum von 22:00 Uhr b is 6:00 Uhr nicht  

überschreiten. D ie Einhaltung dieses Emissionskontingents ist  nachzuweisen. Hier-

durch wird sichergestel lt ,  dass die schall technische Belastung aus dem Gewerbe ge-

biet so begrenzt bleibt,  dass die Nachtruhe der Gäste des Hotels gewahr t und die 

Funkt ionsfähigkeit  des Beherbergungsbetr iebs nicht unzumutbar beeinträcht igt wird.  

Aufgrund dieser Festsetzung und Ausführungen können erhebl iche Beeinträchtigung 

durch das benachbar te Gewerbegebiet ausgeschlossen werden.  

1.7  Kos ten  und  Finanz ie rung  

Durch den Vollzug des Bebauungsplans erwachsen der öffent l ichen Hand, insbeson-

dere der Gemeinde Wil l ingen (Upland), keine zusätzl ichen f inanziel len Belastungen.  

Das Plangebiet ist bereits über vorhandene Erschl ießungsstraßen angeschlossen und 

an das bestehende Kanalisat ionsnetz angebunden, sodass über die laufende Unter-

haltung hinaus keine weitergehenden Invest it ionen in die technische oder verkehrl iche 

Infrastruktur erforderl ich werden.  

Die Kosten für  die Durchführung des Planverfahrens, einschl ießl ich der Ausarbeitung 

des Bebauungsplans sowie der Planung und Umsetzung der durch den Bebauungsplan 

veranlassten Ausgleichsmaßnahmen für  d ie vorgesehenen Eingr if fe in Natur und Land-

schaft,  werden vol lständig vom Hotelbetr ieb als Vorhabenträger und Planbegünst igtem 

getragen. Die Verpf l ichtung zur Übernahme dieser Kosten beruht auf den abgeschlos-

senen städtebaulichen Ver trägen sowie auf den einschlägigen gesetzl ichen Bestim-

mungen zu Ausgle ichs - und Ersatzmaßnahmen nach Baugesetzbuch und Bundesna-

turschutzgesetz.  

Die Bereitstel lung der Ökokontopunkte erfolgt über d ie Gemeinde; die auf den Kom-

pensationsbedarf der Tei länderung entfal lenden Biotopwer tpunkte werden dem Plan-

begünstigten auf Grundlage der städtebaulichen Ver träge weiterberechnet.  
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2  Begründung der Festsetzungen nach § 9 BauGB  

2.1  Baup lanungsrech t l iche  Fes tset zungen  

2.1.1  Art und Maß der baulichen Nutzung  

A r t  d e r  b a u l i c h e n  N u t z u n g  

Die Festsetzung der Ar t der baulichen Nutzung als „Sonst ige Sondergebiete“ mit  den 

Zweckbestimmungen „Hotel“ und „Chalethäuser“ erfolgt mit  dem Ziel,  den Tour ismus 

als bedeutenden regionalen Wir tschafts - und Einkommensfaktor am Standor t Wil l ingen 

(Upland) zu sichern und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Durch die Zuordnung der 

Flächen zu einem Sondergebiet nach § 11 BauNVO wird die städtebaul iche Entwick-

lung gezielt  gesteuer t  und geordnet,  indem Nutzungs spektrum und Nutzungsintensität  

verbindl ich auf  tour ist ische Beherbergungsangebote ausgerichtet werden.  

Nach § 11 BauNVO sind für Sonstige Sondergebiete sowohl die Zweckbestimmung als 

auch die Ar t der zulässigen Nutzung ausdrückl ich darzuste l len und festzusetzen. Die 

vorl iegende Festsetzung trägt diesem Erfordernis Rechnung, indem die Nutzungsmög-

l ichkeiten der betroffenen Grundstücke eindeutig auf  den Betr ieb eines Hotels mit er-

gänzenden Chalethäusern begrenzt werden. Hierdurch wird e ine rechtssichere und 

transparente Grundlage für die künft ige Entwicklung geschaffen und zugle ich ausge-

schlossen, dass die Flächen für nicht tour ist ische, mit dem Standor tkonzept unverein-

bare Nutzungen herangezogen werden. Die verbindl iche Konzentrat ion auf Beherber-

gungsfunktionen stel l t  s icher,  dass die betreffenden Gebäude und Anlagen ausschließ -

l ich einem ständig wechselnden Personenkreis zur vorübergehenden Übernachtung 

und Erholung dienen und damit die tourist ische Prägung des Gebietes dauerhaft ge -

wahr t bleibt.  

Die Ausweisung als Sondergebiet „Hotel/Chalethäuser“ steht im Einklang mit den Dar-

stel lungen des wirksamen Flächennutzungsplans, der den Bereich bereits als Sonder-

bauf läche mit der Zweckbestimmung „Hotel“ vorsieht,  und setzt die dor t angelegte 

Entwicklungsrichtung bauleitp laner isch for t.  Sie dient  dem Ausbau und der Qual i f iz ie -

rung der tourist ischen Infrastruktur,  stärkt d ie Wet tbewerbsfähigkeit  des Touris -

musstandor ts Wi l l ingen (Upland) und unterstützt eine nachhalt ige, auf d ie vorhande-

nen Standor tvor tei le ausgerichtete Entwicklung.  

Die Festsetzung erfolgt auf  Grundlage des Baugesetzbuches und der Baunutzungs-

verordnung, die für  Bebauungspläne e inen sogenannten Typenzwang im Sinne des § 

1 Abs. 2 BauNVO vorsehen. Danach dürfen im Bebauungsplan nur d ie dor t genannten 

Baugebietstypen festgesetzt werden. Die Wahl eines Sondergebiets ist städtebaul ich 

begründet,  da die angestrebte Nutzung weder einem typischen Wohngebiet noch ei -

nem al lgemeinen oder besonderen Gewerbegebiet entspricht,  sondern eine spezif i -

sche,  überwiegend tourist ische Beherbergungsnutzung mit besonderem Zuschnit t  dar-

stel l t .  Nur über d ie Kategorie „Sonstiges Sondergebiet“ lässt  sich die besondere 

Zweckbestimmung „Hotel/Chalethäuser“ hinreichend präzise abbilden und zugleich si -

cherstel len, dass Störungen durch gebietsfremde Nut zungen vermieden werden.  

M a ß  d e r  b a u l i c h e n  N u t z u n g  

Das Maß der baulichen Nutzung wird gegenüber den Festsetzungen des bis lang gel-

tenden Bebauungsplans unveränder t beibehalten. Für das Sondergebiet gelten 
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weiterhin eine Grundf lächenzahl von 0,8,  eine Geschossf lächenzahl von 1,0 sowie die 

maximal zulässige Zahl von dre i Vol lgeschossen. Ebenso bleiben die Vorgaben zur 

Gebäudegeometrie, insbesondere die zulässige Dachneigung von 30° b is 40° sowie 

die maximal zulässige Gebäudehöhe mit einer Oberkante von 12,0 m, unveränder t 

for tbestehen. D iese Kennzif fern gelten künft ig einheit l ich auch für den bis lang a ls nicht  

überbaubar festgesetzten Grundstücksf lächenantei l ,  auf dem die Err ichtung der Cha-

lethäuser vorgesehen ist.  

Mit d ieser p lanerischen Konzeption wird s ichergestel lt ,  dass durch die Erweiterung 

der überbaubaren Grundstücksf lächen keine zusätzl iche bauliche Ausnutzung über 

das bereits im Bestand zulässige Maß hinaus eröffnet wird. D ie Planung verleiht den 

Flächen keine weitergehenden Entwicklungspotenziale hinsicht l ich Baumasse oder 

baulicher D ichte, sondern über trägt d ie bestehenden Festsetzungen zum Maß der bau -

l ichen Nutzung ledigl ich auf  einen ergänzenden Tei lbereich des Sondergebiets.  

Dadurch wird e ine einheit l iche städtebauliche Steuerung gewähr leistet,  die sowohl das 

bestehende Hotelgebäude a ls auch die neu hinzutretenden Chalets e inem konsisten-

ten Regelwerk unterstel l t .  

Die Beibehaltung der bisherigen Maßfestsetzungen dient zugleich dem Schutz des 

Or ts - und Landschaftsbi ldes. Die Begrenzung auf maximal dre i Vol lgeschosse in Ver-

bindung mit  der festgesetzten Dachneigung und der Oberkante von 12,0 m sicher t  

eine maßstäbl iche  Einfügung der baulichen Anlagen in die topographische Situat ion 

am Hang und vermeidet überhöhte Baukörper, die das Or tsbi ld oder den Übergang 

zum Landschaftsraum beeinträcht igen könnten. D ie vorhandene städtebauliche Prä-

gung des Standor ts wird dadurch gewahr t und in ihrer Grundstruktur ledigl ich durch 

ergänzende, der Hote lnutzung untergeordnete Gebäude for tgeschrieben.  

Vor diesem Hintergrund ist d ie unveränder te For tschreibung der Kennzif fern zum Maß 

der baul ichen Nutzung auch für den bisher nicht  überbaubaren Grundstücksf lächen-

antei l  städtebaulich sachgerecht.  Sie ermöglicht  die angestrebte funkt ionale Ergän-

zung des Hotelstandor ts durch Chalethäuser, ohne die baul iche Dichte zu erhöhen,  

und ste l l t  zugleich s icher, dass die zulässige baul iche Entwicklung in einem Rahmen 

verbleibt,  der mit  den Belangen des Or tsbi ldes, der Nachbarschaft und der Einbindung 

in d ie umgebende Landschaft vereinbar ist .  

2.1.2  Bauweise  

Die Festsetzung der offenen Bauweise mit  seit l ichem Grenzabstand trägt der vorhan-

denen städtebaul ichen Struktur und der topographischen Situat ion des Hanges in be -

sonderer Weise Rechnung. Durch die Anordnung der Gebäude mit  seit l ichem Abstand 

zu den Grundstücksgrenzen wird e ine aufgelocker te Bebauung ermöglicht,  die sich 

maßstäbl ich in den Übergangsbereich zwischen dem bestehenden Siedlungsraum und 

dem angrenzenden Landschaftsraum einfügt.  Gleichzeit ig schafft  die offene Bauweise 

die planungsrecht l ichen Voraussetzungen, um die erforderl ichen Abstände für  Brand-

schutz, Bel ichtung, Belüftung und Aufenthaltsqual ität  dauerhaft zu sichern und Kon-

f l ikte zu angrenzenden Nutzungen zu vermeiden.  

Die al lgemeine Zulässigkeit  von Einzelhäusern, Doppelhäusern und Hausgruppen dient 

der Schaffung eines angemessenen Gestaltungsspie lraums bei der konkreten archi -

tektonischen Ausformung des Hotel -  und Chaletensembles. Auf diese Weise kann auf  

funkt ionale Er fordernisse des Hotelbetr iebs, auf  Betreiberkonzepte sowie auf 
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gestalter ische Aspekte f lexibel  reagier t werden, ohne die übergeordnete städtebauli -

che Ordnung in Frage zu stel len. Insbesondere die Zulässigkeit  von Doppelhäusern 

und kleineren Hausgruppen ermögl icht  eine zusammenhängende, gle ichwohl gegl ie -

der te Bebauung,  die der gewünschten or tsbi ldver trägl ichen Maßstäbl ichkeit  ent-

spricht  und die landschaft l iche Einbindung des Standor ts unterstützt.  

2.1.3  Führung von Versorgungsanlagen und - leitungen  

Die Festsetzung der unterirdischen Führung von Versorgungsleitungen erfolgt aus 

städtebaulichen Gründen auf der Grundlage des §  9 Abs.  1 Nr.  13 BauGB. Durch diese 

Maßnahme werden Beeinträchtigungen des Or ts - und Landschaftsbi lds, wie s ie bei  

oberirdischer Verlegung auftreten könnten,  wirkungsvol l  vermieden und die optische 

Integrität  des Plangebiets dauerhaft  bewahr t.  Gle ichzeit ig wird das Risiko betr iebsbe -

zogener Störungen, etwa durch äußere Einf lüsse und unbeabsichtigte mechanische 

Beschädigungen, minimier t  und die Betr iebssicherheit  wesent l ich erhöht.   

Die unter ird ische Ver legung trägt auch den anerkannten Regeln der Technik Rech-

nung, wonach die nachhalt ige städtebauliche Entwicklung und Ordnung eine den ör t-

l ichen Gegebenheiten und Schutzbedürfnissen entsprechende Leitungsführung erfor-

der t.  Die Festsetzung dient  somit dem öffent l ichen Interesse an einer störungsarmen, 

sicheren und ästhet isch ver trägl ichen Versorgung und kommt zugleich den Interessen 

der Grundstückseigentümer und des Infrastruktur trägers entgegen .  

2.1.4  Maßnahmen zum Schutz, zur Pf lege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft  

Die Festsetzung, Hof - und Stel lp latzf lächen im Sondergebiet mit wasserdurchlässigen 

Belägen (z.B. weit fugiges P f laster,  Rasengit tersteine) zu versehen, dient  der Minimie -

rung der Versiegelung und der Verbesserung der natür l ichen Versickerung von Nie -

derschlagswasser. Hierdurch w ird der Oberf lächenabf luss reduzier t,  die Grundwas-

serneubildung geförder t und e iner Über lastung der Entwässerungssysteme entgegen-

gewirkt.  Gle ichzeit ig wird s ichergestel lt ,  dass nur dor t wasserdurchlässige Beläge zur 

Anwendung kommen, wo kein Schadstoffeint rag in das Grundwasser zu befürchten ist,  

sodass die wasserwir tschaft l ichen Belange und der Schutz des Grundwassers in ei -

nem ausgewogenen Verhältnis berücksicht igt werden.  

Die Festsetzung, al le Neuanpf lanzungen von Bäumen und Sträuchern mit  standor thei -

mischen Ar ten vorzunehmen, stel l t  sicher,  dass die Vegetat ionsstruktur an die natür-

l ichen Standor tbedingungen angepasst ist  und e ine hohe ökologische Wer t igkeit  er-

reicht wird. Heimische Ar ten s ind in das regionale Ökosystem integrier t,  bieten Nah-

rung und Schutz für d ie heimische Tierwelt und tragen zur Erhaltung der b iologischen 

Vielfalt  bei.  Zugleich fördern s ie die Landschaftsver trägl ichkeit  der Pf lanzungen, weil  

sie s ich harmonisch in das vorhandene Landschaftsbi ld einfügen und pf legeextensiver 

sowie widerstandsfähiger gegenüber Kl imaeinf lüssen sind.  

Die Festsetzung, mindestens 60  Prozent der nicht überbaubaren Grundstücksf lächen 

als Grünf lächen anzulegen und diese mit Baum- und Strauchpf lanzungen gemäß 

Pf lanzl iste zu gl iedern, stel l t  e in zentrales Instrument zur Begrenzung der Flächenver-

siegelung und zur Durchgrünung des Baugebiets dar. H ierdurch wird gewährleistet ,  

dass trotz der re lat iv  hohen baul ichen Ausnutzung ein ausreichend großer Antei l  der 
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Grundstücksf lächen als ökologische Ausgleichs - und Versickerungsf läche erhalten 

bleibt.  D ie Bepf lanzung mit  Bäumen und Sträuchern trägt  zudem zur Abschirmung des 

Sondergebietes gegenüber benachbar ten Nutzungen, zur Aufwer tung des Land-

schafts - und Or tsbi ldes sowie zur Schaffung von Lebensräumen für Flora und Fauna 

bei.  

Die Vorgabe, Einfr iedungen so zu gestalten, dass Wanderbewegungen von Kleint ieren 

nicht  behinder t  werden, verfolgt  das Ziel,  die ökologische Durchlässigkeit  des Gebie -

tes zu erhalten. Durch den Verz icht auf geschlossene Mauern,  massige Sockel und 

kleinmaschige Drahtzäune sowie durch die Bevorzugung durchlässiger Hecken oder 

lockerer Zäune wird verhinder t,  dass Grundstücksgrenzen zu Barrieren für Igel,  Am-

phibien oder andere Kleint iere werden.  D ie Ausnahme für  trockengemauer te or tstypi -

sche Mauern berücksicht igt gestal ter ische und or tsbi ldprägende Aspekte,  ohne den 

ökologischen Grundgedanken zu konterkarieren. Insgesamt trägt die Regelung zur  

Vernetzung von Lebensräumen und zur Förderung der Biodiversität im Siedlungsbe-

reich bei.  

2.1.5  Flächen zum Anpf lanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be -

pf lanzungen  

Die Festsetzung von Einzelbäumen dient dazu, die bislang f lächenhaft festgesetzten 

Pf lanzf lächen in angepasster Form for tzuführen und zugleich den geänder ten städte -

baulichen Rahmenbedingungen Rechnung zu tragen. Durch die gezielte Anordnung 

standor tgerechter Einzelbäume können wesentl iche Funktionen der ursprüngl ichen 

Flächenfestsetzung – wie die Gl iederung und Begrünung des Or tsrandes, die Verbes-

serung des Mikrokl imas, die Minderung von Staub - und Lärmimmissionen sowie die 

Aufwer tung des Or ts - und Landschaftsbi ldes – weiterhin gewährleistet werden, ohne 

die für  die bauliche Entwicklung erforderl iche Flächeninanspruchnahme unzumutbar 

einzuschränken. D ie Einzelbäume übernehmen in ihrer Stel lung entlang der Grund-

stücksgrenzen, Erschl ießungsf lächen  oder Aufenthaltsbereiche e ine gestal ter isch prä-

gende Rolle und tragen zur Einbindung der Bebauung in das Umfeld bei.  

Da die punktuel le  Bepf lanzung die ursprünglich festgesetzte f lächenhafte Begrünung 

nicht vol lständig ersetzen kann, wird das verbleibende Def iz it  an Grünstrukturen und 

ökologischen Funkt ionen über e ine externe Ausgleichsmaßnahme kompensier t.  Hier-

durch wird  s ichergestel lt ,  dass der durch die Reduzierung der Pf lanzf läche entste -

hende Eingr if f  in Natur und Landschaft insgesamt ausgeglichen wird und die natur-

schutzrecht l ichen Anforderungen an Vermeidung, Minimierung und Ausgle ich nach 

Baugesetzbuch und Bundesnaturschutzgesetz gewahr t b leiben.   

2.2  Bauordnungsrecht l i che  Fes tset zungen  

Die bestehenden bauordnungsrecht l ichen Festsetzungen des rechtskräft igen Bebau-

ungsplans gelten unveränder t for t und werden durch die vorl iegende Tei länderung we -

der inhalt l ich noch räumlich modif iz ier t.  Ergänzend wird die Führung der erforderl ichen 

Ver- und Entsorgungsleitungen nunmehr als bauplanungsrecht l iche Festsetzung ge-

mäß § 9 Abs.  1 Nr. 13 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen.  
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3  Städtebaul iche Eingr i f fsregelung  

Die Änderung des Bebauungsplanes  wird im beschleunigten Verfahren nach §  13a 

BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durchgef ühr t.  Rechtl ich wäre es da-

her zulässig, von e iner Anwendung der naturschutzrechtl ichen Eingrif fsregelung und 

einer förmlichen Ausgleichspf l icht  abzusehen. Gle ichwohl entscheidet s ich die Ge-

meinde bewusst  dafür,  die durch die Erweiterungsf lächen ausgelösten Beeinträchti -

gungen von Natur und Landschaft vol lst ändig zu erfassen und durch geeignete Kom-

pensationsmaßnahmen auszugleichen.  

Diese bewusste Anwendung der Eingr if fsregelung fo lgt einer klaren planerischen Ziel-

setzung. Zum einen sol len die durch die Inanspruchnahme der b isher als P f lanzf läche 

festgesetzten Bereiche entstehenden Verluste an Biotopwer t und Or tsrandbegrünung 

transparent gemacht und fachl ich nachvollz iehbar bewer tet  werden. Zum anderen ver-

steht d ie Gemeinde die Innenentwicklung nicht nur als Verdichtung im bestehenden 

Siedlungskörper, sondern auch als qual itat ive Weiterentwicklung unter besonderer Be-

rücksicht igung von Kl ima -, Ar ten-  und Bodenschutz. Durch die fre iwi l l ige Ein-

grif fs -/Ausgle ichsbilanzierung wird dokumentier t,  dass der tourist ischen Inwer tset-

zung des Standor ts ein gle ichwer t iges Anliegen des Schutzes und der Aufwer tung von 

Natur und Landschaft  gegenübersteht.  

Darüber hinaus erhöht die konsequente Anwendung der Bewer tungsmethodik und der  

daran ausgerichteten Kompensat ionspraxis die rechtl iche Robustheit  des Bebauungs-

plans. Etwaige spätere Zweifel  an der Einordnung a ls Bebauungsplan der Innenent-

wicklung oder an den naturschutzfachl ichen Annahmen können der Planung nur ein-

geschränkt entgegengehalten werden, wenn die mit der Flächeninanspruchnahme ver-

bundenen Eingr if fe bereits jetzt vo l lständig bi lanz ier t und ausgeglichen sind.  

Vor diesem Hintergrund wird der Umfang des Eingrif fs  in Anlehnung an die Hessische 

Kompensationsverordnung ermit te lt  und das hieraus result ierende Biotopwer tdef iz it  

durch e ine anerkannte Ökokontomaßnahme vol lständig kompensier t.  

3.1  Erm i t t lung  des  Umfangs  in  An lehnung an  d ie  Kompens at ions -

ve ro rdnung  

Die naturschutzfachl iche Bewer tung der durch die Bebauungsplanänderung ausgelös-

ten Eingrif fe or ient ier t sich an den Vorgaben der Hessischen Kompensationsver -ord-

nung (KV) vom 26.  Oktober 2018.  Bewer tet werden ausschließl ich die gegenüber dem 

bisher igen Planungsrecht zusätzl ich verursachten Beeinträcht igungen.  

Die Ermit t lung der Biotopwer t igkeit  und die Ablei tung der Bedeutung der jewei l igen 

Bodennutzungen für  Flora und Fauna erfolgen nach der standardisier ten Bewer tungs -

methodik der Anlage  3 zur Kompensat ionsverordnung. Über d iese Systematik werden 

den einzelnen Biotop- und Nutzungstypen normier te Wer tstufen zugeordnet,  die so-

wohl d ie strukture l le  Ausprägung als auch die ökologische Funktion für Ar ten - und 

Lebensgemeinschaften berücksicht igen.  

Auf d ieser Grundlage wird das Bewer tungsergebnis unter Nutzung der mathemati -

schen Bewer tungsmatrix der Kompensat ionsverordnung quantif iz ier t.  Hierdurch lässt 

sich der Umfang der durch die Bebauungsplanänderung verursachten sektoralen Be -

einträchtigungen objekt iv best immen und in Form von Biotopwer tpunkten darste l len. 

Zugle ich ermögl icht  die Matr ix eine sachgerechte Ableitung des erforderl ichen 
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Ausgleichsumfangs, indem für jede Kompensationsmaßnahme die zu erwar tende Auf-

wer tung in Biotopwer tpunkten rechnerisch nachvollzogen werden kann.  

Nut zungst yp  n ach  An lage 3  KV  BWP/m²  Fläche j e  Nut zungst yp  

in  m²  

Bio topwer t  

Typ-Nr.  Beze ichnung   vorher  nachher  vorher  nachher  

Bes tan d  
       

02.400  Neuan pf lan zung  von  Hec ken /Ge -

bü sch en  (he im isch ,  s tandor tge -

rech t ,  nur  Außenb ere ich) ,  N eu -

an lag e von  Fe ldgeh ö lzen  mi t  ge -

b ie t se ig enen  G ehö lzen ,  m in des -

tens  dre i -  re ih ig ,  m indesten s  5  m 

bre i t  

27  501  0  13.527  -  0  

10.5 30  Nah ezu  vers i ege l te  F l ächen ,  

P f las ter  /  GR Z =  0 , 8  

3  2.200  2.601  6.600  -  7 .803  

11.223  G är tner isch  g ep f leg te  An lag en  

im bes ied e l ten  Bere ich ,  Neu an-

l age ar ten -  und  s t ruk tu rarme 

Hau sg är ten   

14  550  650  7.700  -  9 .100  

SUMME    3.251  3.251  27.827  -  16 .903  

 

Übersch i rm ende F läch en  un d Zusat zb ewer tungen   

 

04.110  E in ze lb aum  e inhe im isch ,  s tand-

or tgerech t ,  Ob s tbaum  

34  0  12  0  -  408  

       

SUMME      27.827  -  17 .311  

       

BIOTOPWERTDIFFERENZ  10.516  

Tabel le 1:Ermit t lung des zu erbr ingenden Ausgle ichs in  B iotopwer tpunkten  

Im Ergebnis der Bi lanzierung ergibt s ich für die Erweiterungsf lächen ein Def iz it  von 

insgesamt 10.500  Biotopwer tpunkten. D ieser Wer t bi ldet d ie rechnerische Grundlage 

für den Umfang der erforderl ichen Kompensationsma ßnahmen und dokument ier t  zu-

gleich transparent den durch die Bebauungsplan änderung verursachten Eingr if fsgrad.   

3.2  Naturs chut z f ach l iche r  Aus g le ich  

Das ermit telte Def iz it  wird vol lständig über eine anerkannte Ökokontomaßnahme in der 

benachbar ten Gemeinde D iemelsee kompensier t,  die dem Vorhaben rechtl ich eindeu-

t ig zugeordnet wird. Die Zuordnung stel l t  s icher, dass die durch die Bebauungsplanän-

derung verursachten Eingrif fe in Natur und Landschaft durch räumlich und fachl ich 

geeignete Maßnahmen ausgeglichen werden, die  ihrerseits zu einer messbaren Auf-

wer tung von Biotopen und Landschaftsstrukturen führen. D ie Anrechnung der Öko-

kontomaßnahme erfolgt dabei auf Basis der gleichen Bewer tungsmethodik, d ie auch 

für die Ermit t lung des Eingrif fs  angewendet wurde; damit  ist gewä hrleistet,  dass Ein-

grif f  und Ausgleich auf einer e inheit l ichen, transparenten Bewer tungsgrundlage ge -

genübergestel lt  werden können.  

Als Kompensat ionsmaßnahme wird die anerkannte Ökokontomaßnahme in der Ge-

meinde Diemelsee, Gemarkung Flechtdorf,  Flur 4, Flurstücke 10/1 und 27/1 (Öko-

konto-Aktenzeichen 361/8.1-06-04/12) herangezogen. Dem Vorhaben werden hieraus 

10.500 Biotopwer tpunkte verb indl ich zugeordnet;  die Zuordnung erfolgt durch die 

Festsetzung in Abschnit t  I I  des Plantei ls (§ 9 Abs. 1a BauGB). Die Maßnahme l iegt  

außerhalb des Geltungsbereichs sowie außerhalb von Schutzstre ifen überör t l icher Ver - 

und Entsorgungsleitungen; die Abst imm ung mit der Unteren Naturschutzbehörde ist 

erfolgt.  
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Durch dieses Vorgehen wird erreicht,  dass die städtebaul ichen Entwicklungsziele – 

die funkt ionale Erweiterung des Hote lstandor ts durch die Schaffung eines qual itat iv  

hochwer t igen Chalet -Angebots – mit  den Belangen von Natur-  und Landschaftsschutz 

in e inen ausgewogenen Ausgleich gebracht werden. Trotz der rechtl ichen Mögl ichkeit ,  

im Rahmen des §  13a BauGB auf e inen förml ichen Ausgle ich zu verzichten,  wird der 

Eingrif f  in Natur und Landschaft n icht „aufgebraucht“,  sondern bewusst b i lanzier t und 

kompensier t.  

3.3  Be lange  des  Umwe l t -  und  Naturs chu t zes  sow ie  de r  Land -

scha f tsp f l ege   

Die Belange des Umwelt -  und Naturschutzes sowie der Landschaftspf lege werden 

durch die vorl iegende Planung nur in geringem Umfang berühr t.  Das Plangebiet  l iegt 

in einem bereits durch den Tour ismus geprägten Siedlungsbereich und bef indet sich 

gegenüber einer gewerbl ich genutzten Fläche.  Die Umgebung ist  damit insgesamt 

durch anthropogene Nutzungen dominier t;  naturnahe oder besonders schutzwürdige 

Biotopstrukturen s ind weder im Plangebiet se lbst  noch in dessen unmit telbarer 

Nachbarschaft vorhanden. Öst l ich grenzt eine als Wiese genutzte Fläche an, die im 

Wesentl ichen der or tsübl ichen Grünlandbewir tschaftung dient und in direkter 

Nachbarschaft keine besonderen, über den al lgemeinen Biotopschutz hinausgehenden 

naturschutzfachl ichen Qualitäten aufweist .  

Die für das frühere Planungsrecht festgesetzte Fläche „zum Anpf lanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepf lanzungen“ wurde bislang tatsächlich nicht  real isier t .  

Daher s ind keine geschlossenen Gebüsch- oder Strauchstrukturen vorhanden, die a ls 

Lebensraum für  gebüsch- oder gehölzbrütende Vogelar ten dienen könnten. D ie 

Flächen stel len sich überwiegend als gär tnerisch geprägte, zum Tei l  of fen gehaltene 

Grünbereiche ohne ausgeprägte Strukturausstat tung dar. Vor d iesem Hintergrund ist  

nicht  davon auszugehen, dass im Plangebiet Vorkommen besonders oder streng 

geschützter Ar ten nach § 44 BNatSchG oder sonstiger empfindl icher Ar tengruppen 

auftreten. Auch in der unmit telbaren Umgebung fehlen l ineare oder punktuel le 

Strukturen wie Hecken, Feldgehölze, Altbäume mit Höhlen oder Kleingewässer, die als 

Trit tsteine oder Kernlebensräume für  wer tgebende Ar ten fungieren könnten.  

Die naturschutzfachl iche Bewer tung ergibt daher, dass die durch die geplante 

Inanspruchnahme der bisher als Pf lanzf läche festgesetzten Bereiche entstehenden 

Beeinträchtigungen in erster L in ie den Verlust von potenziel len Entwicklungsf lächen 

für eine zukünf t ig mögliche Begrünung sowie die weitere bauliche Überformung eines 

bereits vorbelasteten Or tsrandes betreffen. Erhebl iche Beeinträchtigungen des 

Naturhaushalts oder des Landschaftsbi ldes im Sinne der einschlägigen gesetzl ichen 

Vorgaben sind angesichts des  geringen Ausgangswer ts der vorhandenen 

Biotopstrukturen nicht zu erwar ten.  Gleichwohl werden die Belange des Umwelt -  und 

Naturschutzes im Rahmen der Eingr if fs  und Ausgleichsbilanzierung umfassend 

berücksicht igt  und durch geeignete Kompensationsmaßnahmen, insbesondere über 

eine Ökokontomaßnahme, ausgeglichen.  

Im Hinbl ick auf  die Landschaftspf lege ist zu berücksicht igen,  dass das Plangebiet 

bereits heute Tei l  e ines funktionalen Übergangs zwischen bebautem Siedlungsbereich 

und den offenen Freif lächen ist,  der maßgeblich durch den bestehenden Hote lbetr ieb,  

die Ste l lp latzf lächen und die gegenüberl iegende gewerbl iche Nutzung geprägt wird. 

Besondere landschaftsbi ldprägende Elemente oder Sichtbeziehungen werden durch 
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die Planumsetzung nicht in unzumutbarer Weise beeinträchtigt.  Vie lmehr ermöglichen 

die geplanten gestalter ischen Maßnahmen, wie die Pf lanzung von Einzelbäumen und 

die Durchgrünung der nicht  überbauten Grundstücksf lächen, eine qual itat ive 

Aufwer tung des Or tsrandes.  

Die Belange des Umwelt -  und Naturschutzes sowie der Landschaftspf lege im 

Plangebiet weisen aufgrund der bereits bestehenden Vorprägung und der geringen 

ökologischen Wer t igkeit  der betroffenen Flächen nur untergeordnete 

Konf l iktpotenziale auf.  Durch die vorgesehene Erfassung und Kompensation der 

verbleibenden Eingrif fe wird s ichergestel lt ,  dass d ie naturschutzrechtl ichen 

Anforderungen gewahr t und die Entwicklung des tour ist isch geprägten Standor ts mit 

den Erfordernissen eines schonenden Umgangs mit Natur und Landschaft in Einklang 

gebracht werden.  

3.4  Ar tens chut z  

Bei der Aufstel lung und Änderung von Bebauungsplänen sind die ar tenschutzrechtl i -

chen Verbote und Ausnahmeregelungen der §§ 44 f f .  BNatSchG zu beachten. Auch 

wenn die Verbote des besonderen Ar tenschutzes recht l ich grundsätzl ich erst im Voll-

zug des Bebauungsplans, d.  h. bei der konkreten Durchführung der baul ichen Maß-

nahmen, relevant werden, ist bereits im Rahmen der Bauleitp lanung s icherzustel len, 

dass die Festsetzungen des Plans ar tenschutzrechtl ich vol lz iehbar sind. Baule itpläne, 

deren Umsetzung zwingend zu Verstößen gegen die ar tenschutzrecht l ichen Verbote 

führen würde oder nur unter nicht darstel lbaren Ausnahmevoraussetzungen möglich 

wäre, könnten ihre städtebaul iche Ordnungs - und Entwicklungsfunkt ion nicht  erfül len 

und widersprächen damit dem Erfordernis des § 1 Abs. 3 BauGB, wonach Bauleitpläne 

eine nachhalt ige städtebauliche Entwicklung zu gewähr leisten und die Belange des 

Umweltschutzes angemessen zu berücksicht igen haben.  

Das Plangebiet l iegt in einem durch tour ist ische Einr ichtungen und gegenüberl iegende 

gewerbl iche Nutzungen vorgeprägten Bereich. D ie b islang als Fläche zum Anpf lanzen 

von Bäumen, Sträuchern und sonst igen Bepf lanzungen festgesetzten Tei l f lächen wur-

den tatsächl ich nicht  bzw. nur in geringem Umfang bepf lanzt.  Es fehlen geschlossene 

Gebüsch- und Strauchstrukturen ebenso wie alte Einzelbäume, Totholz,  Felsstrukturen 

oder andere typische Habitatmerkmale hochwer t iger Lebensräume. D ie Flächen ste l-

len sich im Wesentl ichen als gär tner isch geprägte, überwiegend offene Grün - und Ra-

senbereiche ohne besondere Strukturv ielfa lt  dar;  öst l ich angrenzende Wiesenf lächen 

entsprechen der or tsüblichen Grünlandnutzung. Aus dieser Habitatstruktur ergibt 

sich,  dass nur eine geringe Bedeutung für besonders oder streng geschützte Ar ten im 

Sinne des § 44 BNatSchG besteht.  

Für die Repti l ienfauna sind aufgrund der Nutzung als gepf legte Grünf lächen, der feh-

lenden sonnenexponier ten Rohbodenbereiche,  Ste inhaufen oder Leseste inr iegel sowie 

der starken anthropogenen Prägung des Umfeldes keine geeigneten Habitate vorhan-

den. Lebensraumelemente,  d ie etwa für  Zauneidechse oder Schl ingnat ter a ls For t-

pf lanzungs - oder Ruhestät ten in Betracht kämen, fehlen. Entsprechend bestehen keine 

Anhaltspunkte für e in Vorkommen streng geschützter Rept i l ienar ten im Plangebiet.  

Auch für  d ie Wirbel losenfauna ist  d ie ökologische Wer t igkeit  der Flächen aufgrund der 

einfachen Strukturierung und regelmäßigen Pf lege als gering einzuschätzen. Spezia-

l is ier te, nach § 44 BNatSchG besonders geschützte Insektenar ten benötigen in der 
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Regel strukturreiche,  blüten- und strauchreiche Säume, Altgrasbestände oder extensiv 

genutzte, weitgehend ungestör te Flächen.  Solche Strukturen sind im Plangebiet und 

in seiner unmit telbaren Nähe nicht vorhanden, sodass von e inem Vorkommen wer tbe -

st immender Ar ten nicht auszugehen ist.  

Hinsicht l ich der Avifauna ist zu berücksicht igen, dass die fehlende Ausprägung dichter 

Gebüsche und Hecken die Eignung der Flächen als Brut lebensraum für gehölz - oder 

gebüschbrütende Vogelar ten deut l ich e inschränkt.  Es handelt s ich vie lmehr um rand-

l iche, von Verkehrs - und Gewerbelärm beeinf lusste Grünf lächen im Umfeld eines Ho-

tel-  und Gewerbestandor ts. Für typische Siedlungsvogelar ten kommt das Gebiet al-

lenfal ls a ls Nahrungshabitat,  n icht jedoch als bedeutsamer Brutstandor t in Betracht.  

Hinweise auf Brutvorkommen streng oder besonders geschützter Ar ten l iegen nicht 

vor;  aus der Habitatstruktur s ind solche Vorkommen auch nicht  zu erwar ten.  

Für d ie Säugetierfauna ist  aufgrund der Lage und Nutzung vor a l lem mit dem Vorkom-

men häuf iger,  an Siedlungsräume angepasster Ar ten wie Igel,  Kleinnager oder Fleder-

mäuse im weiteren Umfeld zu rechnen.  Strukturen, d ie zwingend als For tpf lan-

zungs- oder Ruhestät ten streng geschützter Ar ten zu qual i f iz ieren wären (z.  B. Höh-

lenbäume, Gebäudestrukturen mit erkennbaren Einf lugöffnungen, unter irdische Bau-

ten), sind im Plangebiet selbst n icht vorhanden. Die Erweiterung der überbaubaren 

Grundstücksf läche um etwa 13  Meter erfolgt auf  Flächen, d ie b islang bereits als tech-

nisch überformte, gär tnerisch genutzte Areale ohne besondere Habitatfunkt ion zu be -

wer ten sind.  

Zusammenfassend ergeben sich weder aus der funkt ionalen Einbindung des Plange -

bietes in e inen tourist isch und gewerbl ich geprägten Siedlungsbereich noch aus der 

konkreten Ausprägung der vorhandenen Vegetat ions - und Nutzungsstrukturen Hin-

weise auf das Vorkommen besonders oder streng geschützter Ar ten, deren For tpf lan-

zungs- oder Ruhestät ten durch die Planumsetzung im Sinne des § 44 BNatSchG er-

heblich beeinträchtigt oder zerstör t würden. Insbesondere ist  n icht zu erwar ten, dass 

durch die Erweiterung der überbaubaren Grundstücksf läche um rund 13  Meter ar ten-

schutzrecht l ich relevante Lebensstät ten verloren gehen.  

3.5  Geb ie ts schut z  

Der Gebietsschutz wird im Rahmen der Bauleitplanung entsprechend den Vorgaben 

des § 1 Abs. 6 Nr.  7 Buchstabe b BauGB sowie des § 1a Abs. 4 BauGB in d ie p lane -

r ische Abwägung einbezogen. Zu prüfen ist insbesondere, ob von der vorgesehenen 

städtebaulichen Ent wicklung nachte i l ige Auswirkungen auf d ie Erhaltungszie le und 

Schutzzwecke von Gebieten gemeinschaft l icher Bedeutung (Natura -2000-Gebiete) so-

wie von Europäischen Vogelschutzgebieten im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 

ausgehen können. Vor dem Hintergrund der Lage des Plangebietes sowie der Entfer-

nungen zu den e inschlägigen Schutzgebieten können solche Beeinträchtigungen mit 

hinre ichender Wahrscheinl ichkeit  ausgeschlossen werden.   

N a t u r a  2 0 0 0 - G e b i e t e  –  F F H - Ve r t r ä g l i c h k e i t  

Hinsicht l ich der Natura -2000-Gebiete ist  festzustel len, dass das nächstgelegene 

FFH-Gebiet „Et telsberg mit Ruthenaar- und Hoppecketal bei Wil l ingen“ in einer 

Entfernung von rund 90 Metern öst l ich des Plangebietes l iegt.  Zwischen dem 

Plangebiet und diesem FFH-Gebiet bef inden sich eine stark frequentier te Straße sowie 

eine gewerbl iche Nutzung mit einem hohen Antei l  vers ieg elter Flächen. Diese bereits 
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bestehenden Vorbelastungen und Barr ieren führen dazu, dass von den im Plangebiet 

vorgesehenen baul ichen Veränderungen keine zusätzl ichen erheblichen 

Beeinträchtigungen der Lebensraumtypen oder Ar ten zu erwar ten sind, für  deren 

Schutz das FFH-Gebiet ausgewiesen wurde. Insbesondere ist  weder mit relevanten 

zusätzl ichen Immissionen noch mit Eingri f fen in Wasserhaushalt oder Stoffhaushalt 

des Schutzgebiets zu rechnen. Eine FFH-Ver trägl ichkeitsvorprüfung im Sinne des § 34 

BNatSchG ist  daher nicht veranlasst.  

N a t u r s c h u t z g e b i e t e  

Naturschutzgebiete s ind im Umkreis von drei K i lometern um das Plangebiet  n icht  

ausgewiesen, sodass insoweit ke ine Schutzkul issen betrof fen sind, d ie in d ie 

planerische Abwägung einzustel len wären.  

L a n d s c h a f t s s c h u t z g e b i e t e  

Landschaftsschutzgebiete sind im Umkreis von fünf Ki lometern um das Plangebiet  

nicht  ausgewiesen, sodass insoweit ke ine Schutzkul issen betroffen sind, die in die 

planerische Abwägung einzustel len wären.   

B i o t o p k a t a s t e r f l ä c h e n ,  B i o t o pv e r b u n d f l ä c h e n ,  g e s e t z l i c h  g e s c h ü t z t e  B i o t o p e  

Auch im Hinbl ick auf weitere fachrecht l iche Schutzkategorien ergeben s ich keine 

relevanten Konf l ikte. Dem NaturegViewer des Hessischen Landesamtes für  

Naturschutz, Umwelt und Geologie zufolge bef inden sich in der direkten 

Nachbarschaft des Plangebietes weder Biotopkatasterf lächen noch ausgewiesene 

Biotopverbundf lächen oder sonstige gesetzl ich geschützte Biotope im Sinne des § 30 

BNatSchG bzw. der entsprechenden landesrechtl ichen Vorschrif ten.  Nördl ich bis 

nordwestl ich des Plangebietes sind zwar am Ritzhagen  in Entfernungen von rund 360 

Metern eine Fläche „Sonstiges extensiv genutztes Grünland fr ischer Standor te“ sowie 

in etwa 410 Metern eine „Magere Flachland-Mähwiese (inkl.  Mähweiden)“ 

ausgewiesen. Aufgrund der Entfernung, der dazwischenl iegenden Siedlungs - und 

Verkehrsf lächen sowie der topographischen Verhältnisse sind jedoch keine 

nachtei l igen Auswirkungen der geplanten Bebauung auf d iese Biotope zu erwar te n. 

Weder ist  mit  unmit telbaren Flächeninanspruchnahmen noch mit erheblichen 

indirekten Beeinträchtigungen etwa durch Stoffeinträge, hydrologische 

Veränderungen oder übermäßige Störungen zu rechnen.   

4  Umweltauswirkungen  

S c h u t z g ü t e r  B o d e n  u n d  F l ä c h e  

Durch die Erweiterung der überbaubaren Grundstücksf läche sowie die Err ichtung der 

Chalethäuser kommt es zu einer zusätzl ichen Inanspruchnahme bis lang unbebauter, 

jedoch bereits technisch vorgeprägter und gär tnerisch genutzter Flächen. Damit ver-

bunden ist e ine weitere Versiegelung des Bodens und e ine Einschränkung seiner na-

türl ichen Funkt ionen,  insbesondere der Versickerungs -, Speicher- und Fi lterfunkt ion. 

Da es s ich um innerör t l iche Flächen mit  ger inger natür l icher Bodenwer t igkeit  und ohne 

land- oder forstwir tschaft l iche Nutzung handelt,  ist  d ie Beeinträchtigung des Schutz-

gutes Boden insgesamt als ger ing e inzustufen. Der Grundsatz des sparsamen und 

schonenden Umgangs mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 1 BauGB wird gle ichwohl 

gewahr t,  da die Planung eine maßvol le Nachverdichtung innerhalb eines bereits er-

schlossenen Sondergebiets vorsieht und damit einem zusätzl ichen Flächenverbrauch 

im Außenbereich entgegenwirkt.  Durch die Verwendung wasserdurchlässiger Beläge 
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auf Stel lplatzbereichen, die Sicherung von Grünf lächenantei len auf den nicht über-

baubaren Flächen sowie die Kompensation des verble ibenden Biotopwer tdef iz its über 

eine Ökokontomaßnahme werden die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden weiter 

minimier t.  

Der Bodenerosionsat las 2023 (Boden-Viewer, HLNUG) weist für den Standor t und die 

nördl ich angrenzenden Flächen eine extrem hohe  natürl iche Erosionsgefährdung 

durch Wasser aus (Einstufung nach der Al lgemeinen Bodenabtragsgleichung). Diese 

Einstufung bi ldet das standör t l iche Gefährdungspotenzial unabhängig von der tatsäch-

l ichen Nutzung ab. Die an das Plangebiet angrenzenden Flächen werden tatsächl ich 

als Wiesen genutzt;  die geschlossene Vegetat ionsdecke des Grünlands minimier t  das 

Erosionsr is iko, sodass am Standor t  keine besonderen Gefahren zu erwar ten s ind. Um 

erosionsanfäl l ige Offenbodenphasen auf  die Bauzeit  zu beschränken, s ind n ach Ab-

schluss der Bauarbeiten frei l iegende Bodenf lächen schnellstmöglich mit  einer regio-

naltypischen Ansaat wiederzubegrünen.  

S c h u t z g ü t e r  P f l a n z e n ,  T i e r e  u n d  b i o l o g i s c h e  V i e l f a l t  

Die betroffenen Flächen weisen nach der Bestandsaufnahme ledigl ich eine geringe 

naturschutzfachl iche Wer t igkeit  auf.  Die ursprünglich als Pf lanzf läche festgesetzten 

Areale wurden tatsächlich nicht  in nennenswer tem Umfang mit Bäumen und Sträu-

chern bepf lanzt ;  es fehlen strukturreiche Gehölzbestände,  Hecken oder andere hoch-

wer t ige Biotopstrukturen. Das Gebiet ist  a ls gär tnerisch geprägte Grünf läche inner-

halb eines tourist isch und gewerbl ich überformten Umfeldes zu bewer ten. Vor diesem 

Hintergrund s ind nur einfache, überwiegend an Siedlungsräume angepasste Ar ten von 

Flora und Fauna zu erwar ten; Hinweise auf Vorkommen besonders oder streng ge-

schützter Ar ten l iegen nicht vor.  

Die bauliche Inanspruchnahme führ t gleichwohl zu einem Ver lust potenziel ler Grün-

strukturen und damit  zu e iner Beeinträcht igung der lokalen Biodiversität.  D iese Be-

einträchtigung wird durch die Festsetzungen zu Pf lanzungen auf den verbleibenden 

Grundstücksf lächen (Einzelbäume, Grünf lächenantei le,  Verwendung standor theimi -

scher Ar ten) geminder t und durch eine externe Ökokontomaßnahme in vol lem Umfang 

naturschutzrecht l ich kompensier t.  Insgesamt s ind die Auswirkungen auf d ie Schutz-

güter Pf lanzen, Tiere und biolog ische Vie lfalt  unter Berücksicht igung der geringen 

Ausgangswer t igkeit  und der vorgesehenen Kompensation  ebenfal ls als gering einzu-

stufen und aus fachl icher Sicht ver tretbar.   

S c h u t z g u t  W a s s e r  

Im Geltungsbereich bef inden sich weder oberf lächennahe Gewässer noch l iegt das 

Gebiet in einem Wasser- oder Hei lquel lenschutzgebiet.  D ie Planung führ t  zu einer Zu -

nahme versiegelter Flächen und damit zu einem erhöhten Oberf lächenabf luss von Nie -

derschlagswasser.  Zugleich ist das Plangebiet nach Auswer tung des Starkregen -Vie -

wers Hessen als potenziel l  durch Starkregen gefährdet einzustufen; im Bereich der 

vorhandenen Ste l lp lätze verlaufen Fl ießpfade in Richtung des Fl ießgewässers „Hoppe -

cke“.  

Zur Begrenzung der Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden Ste l lp latz - und 

Hoff lächen, soweit wasserwir tschaft l ich ver tretbar, mit wasserdurchlässigen Belägen 

ausgeführ t und das Niederschlagswasser geordnet,  gegebenenfal ls gedrosselt,  in den 

Vorf luter eingelei tet.  Die vorhandenen Entwässerungssysteme werden entsprechend 

angepasst und können die zusätzl ichen Abf lussspitzen aufnehmen. 
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Beeinträchtigungen der Grundwasserqualität sind aufgrund der vorgesehenen techni -

schen Sicherungsmaßnahmen und der Nutzungsar t n icht zu erwar ten. Insgesamt s ind 

die Auswirkungen auf  das Schutzgut Wasser als gering zu bewer ten.  

S c h u t z g ü t e r  L u f t  u n d  K l i m a  

Die Err ichtung der Chalethäuser führ t zu einem leichten Anstieg verkehrsbedingter 

Emissionen und damit zu geringfügig erhöhten Luftschadstoff -  und Lärmbelastungen 

im direkten Umfeld. Aufgrund des antizykl ischen Verkehrsverhaltens der Übernach-

tungsgäste im Vergle ich zum Tagestour ismus sowie der guten Anbindung an den öf-

fent l ichen Personennahverkehr und den fußläuf ig erre ichbaren Bahnhof Wi l l ingen  ist 

jedoch nicht  mit einer erhebl ichen zusätzl ichen Verkehrsbelastung zu rechnen.  

Klimarelevante Auswirkungen ergeben s ich insbesondere aus der zusätzl ichen Versie -

gelung und der damit  einhergehenden Reduzierung von Verdunstungs - und Kalt luftbi l-

dungsf lächen. Angesichts der begrenzten Flächengröße und der bereits bestehenden 

Vorbelastung des Standor tes ist  der Beitrag zum lokalen und regionalen Kl imagesche -

hen jedoch als gering einzustufen. Durch die Pf lanzung von Bäumen, die Durchg rü -

nung der nicht  überbauten Flächen und die Möglichkeit,  d ie Neubauten in energieeff i -

z ienter Holzbauweise zu err ichten, können negative Effekte weiter reduzier t und tei l-

weise kompensier t  werden. Insgesamt ble ibt das Schutzgut Luft  und Kl ima nur in ge -

r ingem Umfang betroffen.  

S c h u t z g u t  L a n d s c h a f t  /  L a n d s c h a f t s b i l d  

Das Landschaftsbi ld im Bereich des Plangebietes ist  bereits heute maßgeblich durch 

den bestehenden Hotelbetr ieb, Stel lplatzf lächen, die gegenüberl iegende gewerbl iche 

Nutzung und die tour ist ische Infrastruktur der umliegenden Sk i -  und Freizeitgebiete 

geprägt.  Die geplante Bebauung stel l t  e ine Ergänzung dieser vorhandenen Strukturen 

dar und führ t  zu keiner grundlegenden Veränderung des Landschaftseindrucks.  

Gleichwohl wird der Or tsrand durch die zusätzl iche Bebauung weiter  verdichtet.  Dem 

wird durch eine maßstäbl iche Ausgestaltung der Chalets, die Begrenzung der Gebäu-

dehöhe, d ie Einhaltung der vorhandenen Dachformen sowie durch geziel te Pf lanzmaß-

nahmen begegnet. Einzelbäume, die Durchgrünung der nicht  überbauten Flächen und 

die gestalter ische Einbindung der Gebäude tragen dazu bei,  den Übergang zwischen 

Siedlungsraum und offener Landschaft optisch zu gl iedern und zu beruhigen. Insge-

samt s ind die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft  und Landschaftsbi ld daher 

als moderat,  unter Berücksicht igung der gestalter ischen Maßnahmen aber insgesamt 

ver trägl ich einzustufen.  

S c h u t z g ü t e r  M e n s c h  u n d  s e i n e  G e s u n d h e i t  

Für den Menschen und seine Gesundheit sind vor al lem mögl iche Beeinträchtigungen 

durch Lärm, Luftschadstoffe und Verkehr von Bedeutung. D ie zusätzl iche Verkehrsbe-

lastung durch den Chaletbetr ieb ist – auch wegen der zeit l ichen Entzerrung der An ‑  

und Abreisebewegungen gegenüber dem Tagestour ismus – begrenzt und führ t nicht 

zu einer unzumutbaren Mehrbelastung der Anwohner oder G äste. D ie gegenüberl ie -

genden gewerbl ichen Nutzungen unterl iegen zudem eigenen immissionsschutzrechtl i -

chen Beschränkungen, die bereits heute auf die schutzbedürft ige Nutzung des Hotels 

Rücksicht  nehmen.  

Durch die qualitat ive Aufwer tung des Hotelstandor ts, die landschaftsgerechte Gestal-

tung der Außenanlagen und die Schaffung zusätzl icher,  naturnah gestalteter  Aufent-

haltsbereiche ste igt die Erholungsqualität  für  die Beherbergungsgäste.  
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Gesundheitsgefährdende Umweltauswirkungen, etwa durch Schadstoffe, Lärm oder 

Erschüt terungen, s ind weder für die Nutzer des Plangebiets noch für die benachbar te 

Wohnbevölkerung zu erwar ten. Unter Berücksicht igung der vorgesehenen verkehrl i -

chen und gestalter ischen Maßnahmen ist  das Schutzgut Mensch und seine Gesundheit 

daher nur gering und in ver tretbarer Weise betroffen.  

4.1  Verme idungs maßnahmen  

Inanspruchnahme von bereits vorgeprägten Flächen  

Die für  d ie Nachverdichtung vorgesehenen Flächen weisen bere its eine baul iche Prä-

gung und e inen vorhandenen Grad an Flächenversiegelung auf.  Durch die Erweiterung 

der überbaubaren Grundstücksf läche wird die zusätzl iche Inanspruchnahme bislang 

unversiegelter Außenbereichsf lächen vermieden. Damit unterstützt das Vorhaben die 

f lächeneff iz iente Nutzung bestehender Bauf lächen und entspricht den raumordnungs - 

und naturschutzrecht l ichen Zielsetzungen einer nachhalt igen Innenentwicklung .  

Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf  Flächen ohne Schutzgebiete oder ge-

schützte Biotope, auf Flächen mit geringem ökologischem Wer t  

Die Flächeninanspruchnahme wird auf Flächen ohne Schutzgebiet oder geschützte 

Biotope gelenkt,  um die negativen Auswirkungen auf besonders wer tvol le und schüt-

zenswer te Landschaftsbestandtei le zu vermeiden. Hierdurch sol len nachtei l ige Aus -

wirkungen auf d ie Biodiversität vermieden werden.  

Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf Landschaftsstrukturen ohne besondere Ge-

ländemerkmale  

Die Flächeninanspruchnahme wird auf Landschaftsstrukturen ohne besondere Gelän-

demerkmale gelenkt,  um nachtei l ige Auswirkungen auf  das Landschaftsbi ld zu vermei -

den. Ein Gelände ohne besondere Geländemerkmale bedarf darüber hinaus keinen 

erhöhten Aufwand bei  der Erschl ießung.  

Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf  Flächen ohne besonderen Wer t für  ge -

schützte und schützenswer te Bau - und Bodendenkmäler  

Die Flächeninanspruchnahme wird auf  Flächen ohne besonderen Wer t  für  geschützte 

und schützenswer te Bau - und Bodendenkmäler gelenkt,  um Denkmäler als Quel len 

und Zeugnisse menschlicher Geschichte und Entwicklung zu schützen und zu erhalten.  

Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf Böden mit ger ingerem Funktionserfül lungs-

grad  

Die Flächeninanspruchnahme wird auf Böden mit  geringem Erfül lungsgrad gelenkt,  um 

hochwer t ige Böden zu schützen und wer tvol le Bodenfunktionen zu erhalten. Durch die 

Konzentrat ion der Flächeninanspruchnahme auf Böden mit geringem Erfül lungsgrad 

werden wer tvol le landwir tschaft l iche Nutzf lächen geschont, d ie für die Produkt ion von 

Nahrungsmit te ln und nachwachsenden Rohstoffen unverzichtbar sind.  

Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf Flächen ohne übergeordnete thermische 

Ausgleichsfunkt ion  

Die Flächeninanspruchnahme wird auf Flächen ohne übergeordnete thermische Aus-

gleichsfunkt ion gelenkt,  um Maßnahmen der Kl imaanpassung sicherzuste l len und 

nachtei l ige Auswirkungen auf das gemeindl iche Kl ima zu vermeiden.  
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Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf  bereits technisch überprägte Flächen  

Die Flächeninanspruchnahme wird auf Flächen gelenkt,  deren Umgebung bereits tech-

nisch überprägt ist,  um den Flächenverbrauch zu reduzieren und die vorhandenen Inf-

rastrukturen der bere its erschlossenen Gebiete nutzen zu können. Durch die beste -

hende Landschaftsbi ldbeeinträchtigung in der unmit telbaren Umgebung werden neue 

Beeinträchtigungen an anderer Stel le vermieden.  

Lenkung der Flächeninanspruchnahme auf  Flächen mit  vorhandener Anbindung an be -

stehende Verkehrsf lächen  

Die Inanspruchnahme zusätzl icher Bauf lächen wird gezielt  auf  Bereiche gelenkt,  die 

bereits über eine Anbindung an bestehende Verkehrsf lächen verfügen. Durch die Lage 

des Plangebiets im Anschluss an gemeindl iche Straßen sowie in fußläuf iger Erreich-

barkeit  des schienengebundenen Personennahverkehrs kann die vorhandene techni -

sche und soziale Infrastruktur – insbesondere Straßen, Ver- und Entsorgungsleitungen 

sowie öffent l iche Einrichtungen – weiter genutzt werden,  ohne dass neue Erschl ie -

ßungsmaßnahmen erforderl ich werden.  Dies führ t zu einer eff iz ienteren Ausnutzung 

der bestehenden Infrastrukturkapazitäten, reduzier t  den Invest i t ionsbedarf der öffent-

l ichen Hand und vermeidet zusätzl ichen Flächenverbrauch für neue Ver kehrs - und Ver-

sorgungstrassen.   

4.2  Minderungs maßnahmen  

Begrenzung der überbaubaren Grundstücksf läche  

Durch die Begrenzung der überbaubaren Grundstücksf läche wird sichergestel lt ,  dass 

nur e in klar  def in ier ter Tei l  des Grundstücks dauerhaft baul ich in Anspruch genommen 

werden darf.  Hierdurch werden die Versiegelung und der Verlust an Bodenfunktionen 

auf  das planerisch erforderl iche Mindestmaß reduzier t,  während ausre ichend Flächen-

antei le für Durchgrünung, Versickerung und gestalter ische Zwecke erhalten bleiben.  

Begrenzung der Höhe baul icher Anlagen  

Die Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen trägt dazu bei,  eine maßstäbl iche Einfü-

gung der geplanten Gebäude in das vorhandene Or ts - und Landschaftsbi ld zu gewähr-

leisten. Durch die Fest legung einer maximalen Gebäudehöhe wird einer übermäßigen 

Dominanz der Neubauten im arrondierenden Bereich entgegengewirkt und gleichzeit ig 

sichergeste l lt ,  dass Sichtbeziehungen und Belichtungsverhältnisse in der Nachbar-

schaft n icht unzumutbar beeinträchtigt  werden.  

Vorgaben zur Begrünung nicht überbaubarer Grundstücksf lächen  

Vorgaben zur Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksf lächen stel len s icher, 

dass ein erhebl icher Ante i l  der Frei f lächen dauerhaft als Grünf läche mit gär tnerischer 

oder naturnaher Nutzung ausgestaltet  wird. D ie Begrünung wirkt der Flächenversie -

gelung entgegen, verbesser t das Mikrokl ima, erhöht die Verdunstungs - und Versicke-

rungsleistung und schafft  gleichzeit ig strukturreiche Lebensräume für P f lanzen und 

Tiere.   

Pf lanzung von Bäumen  

Die Pf lanzung von Bäumen auf den Grundstücksf lächen übernimmt eine wicht ige Funk-

t ion. Bäume struktur ieren den Außenraum, schirmen die baulichen Anlagen gegenüber 

benachbar ten Nutzungen ab, tragen zur Einbindung in das Landschaftsbi ld bei  und 

leisten durch Beschat tung und Verdunstung einen wicht igen Beitrag zum lokalen 
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Klimaausgle ich. Darüber hinaus dienen sie als Lebensraum und Nahrungsquelle für 

zahlreiche Tierar ten und erhöhen damit d ie biologische Vie lfalt  im Siedlungsbereich.   

Verwendung heimischer und standor tgerechter Ar ten  

Durch die Verwendung versickerungsfähiger Beläge auf Hof - und Ste l lp latzf lächen so-

wie auf untergeordneten Verkehrsf lächen wird erreicht,  dass ein erhebl icher Tei l  des 

Niederschlagswassers unmit telbar vor Or t  in den Untergrund inf i l t r ieren kann.  Dies 

reduzier t  den Oberf lächenabf luss,  trägt  zur Entlastung der Entwässerungssysteme 

bei,  minder t  potenzie l le  Hochwasserspitzen und förder t d ie Grundwasserneubi ldung. 

Gleichzeit ig wird der Umfang der tatsächlich vol lständig versiegelten Flächen begrenzt 

und damit  der Eingrif f  in den natür l ichen Wasser- und Bodenhaushalt  weiter minimier t .  

Begrenzung der Höhe baul icher Anlagen  

Durch die Begrenzung der Höhe baul icher Anlagen wird das Or ts - und Landschaftsbi ld 

geschützt und verhinder t,  dass die Si lhouet te des Baugebietes die der natürl ichen 

Umgebung durch übermäßig hohe Bauwerke negativ beeinf lusst.  Dies trägt zur Wah-

rung des ästhet ischen Charakters der Umgebung bei und förder t eine harmonische 

Integrat ion neuer Bauvorhaben in bestehende Strukturen.  

4.3  Ander we i t ige  P lanungs m ög l i chke i ten  

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB wurde geprüft ,  ob die beabsicht igte 

Erweiterung des Hote lstandor tes auch ohne Änderung des bestehenden Bebauungs-

plans, insbesondere innerhalb der bereits festgesetzten Sondergebietsf lächen,  real i -

sier t werden könnte. Dabei hat sich gezeigt,  dass zwar grundsätzl ich noch e inzelne 

unbebaute Tei l f lächen innerhalb des bestehenden Sondergebiets vorhanden sind, 

diese jedoch hinsicht l ich Zuschnit t,  Größe, Topographie  und Erschl ießung keine wir t -

schaft l ich s innvol le Bebauung mit  Chalethäusern zulassen.  Es handelt  s ich um Rest - 

und Randf lächen.  

Eine Verdichtung ausschl ießl ich innerhalb der bestehenden Baugrenzen würde des-

halb zu einer städtebaulich und betr iebl ich unzureichenden Lösung führen. Entweder 

müssten wesentl iche Funkt ionsf lächen des Hotelbetr iebs (z.B. Stel lplätze, Außenauf-

enthaltsbereiche) verdrängt oder die Chalets in e iner Weise angeordnet werden, die 

weder den brandschutzrechtl ichen Anforderungen noch den Ansprüchen an Aufent-

haltsqualität,  Erschl ießung und Wir tschaft l ichkeit  genügt.  Die dadurch entstehenden 

Einschränkungen würden den Invest it ionsaufwand in keinem angemessenen Verhältnis 

zu den erz ielbaren Nutzungsmögl ichkeiten stehen und die angestrebte betr iebl iche 

Weiterentwicklung fakt isch vereiteln.  

Vor diesem Hintergrund kommt als real ist ische Alternat ive zur vorl iegenden Planung 

im Ergebnis ledigl ich eine maßvol le Erweiterung der überbaubaren Grundstücksf läche 

in unmit telbarem Anschluss an das bestehende Sondergebiet in Betracht.  Die ge -

wählte Lösung beschränkt sich auf  eine geringfügige Ausdehnung des bisher igen Pla-

nungsrechts, nutzt  bestehende Erschl ießungs - und Funkt ionszusammenhänge und er-

möglicht erst dadurch die städtebaul ich geordnete und wir tschaft l ich tragfähige Er-

gänzung des Hotelbetr iebs durch Chalethäuser. Andere Planungsvarianten – etwa eine 

vol lständige Neuordnung des Gebiets an anderer Stel le  oder e ine ausschl ießl iche bau-

l iche Nutzung der b isherigen Rest f lächen – erweisen sich demgegenüber als städte -

baulich weniger s innvol l,  betr iebl ich ungeeignet oder wir tschaft l ich nicht  darste l lbar 

und scheiden daher a ls ver tretbare Alternativen aus.  
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5  Voraussicht l iche Auswirkungen der Planung  

5.1  Soz ia le  Aus w i rkungen  

Die Planung führ t durch die Err ichtung der Chalethäuser zu einer qual itat iven Erwei -

terung des bestehenden Beherbergungsangebots und stärkt damit die tourist ische 

Funkt ion des Standor ts. Davon prof i t ieren mit telbar auch die ör t l iche Bevölkerung und 

die lokale Wir tschaft,  etwa durch zusätzl iche Arbeitsplätze im Hotel -  und D ienst leis -

tungssektor sowie durch erhöhte Nachfrage im Einzelhandel,  in der Gastronomie und 

bei Freizeitangeboten. Die Maßnahme ist  auf einen ständig wechselnden Gäste - und 

Besucherkreis ausger ichtet  und begründet keine dauerhaften Wohnnutzungen, soda ss 

keine zusätzl ichen Ansprüche an soziale Infrastrukture inr ichtungen wie Kinder tages-

stät ten oder Schulen entstehen.  

Konf l ikte mit  der benachbar ten Wohnbevölkerung s ind aufgrund der bestehenden Prä-

gung des Gebietes als tour ist ischer Standor t und der Einhaltung der immissions -

schutzrecht l ichen Anforderungen nicht zu erwar ten. Durch die antizykl ische Verkehrs -

nutzung gegenüber dem Tagestourismus sowie die geordnete städtebaul iche Einbin-

dung der Chalets ble ibt die Wohn- und Aufenthaltsqualität  in den angrenzenden Be-

reichen weitgehend gewahr t.  Insgesamt sind die sozialen Auswirkungen als überwie -

gend posit iv  und im Übrigen neutral  zu bewer ten.  

5.2  Stad tp lane r is che  Aus w i rkungen  

Stadtplanerisch führ t die Planung zu einer maßvol len Nachverdichtung innerhalb eines 

bereits als Sondergebiet „Hotel“ ausgewiesenen und entsprechend vorgeprägten Be -

reichs. D ie Erweiterung der überbaubaren Grundstücksf läche ermöglicht  es, die vor-

handene tour ist ische Infrastruktur zu arrondieren und den Standor t funkt ional  zu stär-

ken, ohne neue Bauf lächen im Außenbereich in Anspruch zu nehmen. D ie Anpassung 

der Ar t  der baulichen Nutzung und des Geltungsbereichs des Sondergebiets an die 

tatsächl ichen und angestrebten Nutzungsstrukturen schafft  e ine klare, rechtssichere 

Zuordnung und vermeidet planungsrecht l iche Inkonsistenzen mit dem überlagernden 

Wohngebiet des Bebauungsplans „ Zum Rit zhagen I“.  

Die ergänzende Bebauung mit  Chalethäusern trägt  dazu bei,  den Or tsrand städtebau-

l ich zu fassen und in seiner Funktion a ls Übergangsbereich zwischen Siedlungsraum 

und Landschaft weiterzuentwickeln. Durch die Begrenzung der Gebäudehöhe, die Ein-

haltung der vorgegebenen Dachformen und die Durchgrünung der nicht überbauten 

Flächen wird eine maßstäbl iche und or tsbi ldver trägl iche Einfügung erre icht.  Zugleich 

wird die vorhandene Erschl ießungsstruktur ef f iz ient genutzt,  was den Grundsätzen ei -

ner kompakten, f lächensparenden Siedlungsentwicklung entspr icht .  

5.3  I n f ras t ruk tu re l le  Aus w i rkungen   

5.3.1  Technische Infrastruktur  

Die technische Infrastruktur im Bereich des Plangebietes ist  bereits vorhanden und 

auf die bestehende Hotelnutzung ausgerichtet.  Die Versorgung mit Trinkwasser, Strom 

und Telekommunikat ion erfolgt über das bestehende Leitungsnetz; die Schmutzwas -

serentsorgung is t  über ein Trennsystem an das kommunale Kanalnetz angeschlossen. 
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Durch die geplante Ergänzung des Beherbergungsangebots um Chalethäuser ste igt 

der Bedarf an Ver-  und Entsorgungsle istungen ledigl ich moderat an.  Dieser Mehrbe -

darf kann über die vorhandenen Netze abgedeckt werden, d ie ledigl ich um entspre -

chende Hausanschlüsse bzw. kleinere Netzerweiterungen ergänzt werden müssen.  Im 

Nahbereich des Plangebiets verlaufen Glasfaserinfrastrukturen der Netcom Kassel  und 

der Kasseler Verkehrs - und Versorgungs -GmbH; vor Beginn von Erdarbeiten ist bei 

den Leitungsträgern eine aktuel le Trassenauskunft einzuholen.  

Größere Ausbaumaßnahmen oder Kapazitätserweiterungen der öffent l ichen techni -

schen Infrastruktur s ind nicht  erforderl ich. Die Entwässerung des anfal lenden Nieder-

schlagswassers erfolgt geordnet und – soweit erforderl ich – gedrosselt  in den Vorf lu -

ter;  durch den Einsatz versickerungsfähiger Beläge und die gezielte Flächenentsiege-

lung in Tei lbereichen wird einer Über lastung der Entwässerungssysteme entgegenge-

wirkt.  Insgesamt sind die Auswirkungen der Planung auf die technische Infrastruktur 

als gering und gut beherrschbar e inzustufen.  

5.3.2  Soziale Infrastruktur  

Das Vorhaben dient  ausschl ießl ich der Erweiterung des tour ist ischen Beherbergungs-

angebots und begründet keine neuen, dauerhaften Wohnnutzungen. Damit s ind keine 

relevanten zusätzl ichen Inanspruchnahmen der sozia len Infrastruktur wie Kinder tages-

stät ten, Schulen,  Senioren- oder Gesundheitseinr ichtungen zu erwar ten. Kurzfr ist ige 

Aufenthalte der Gäste führen zwar zu einer erhöhten Nachfrage nach Freizeit - ,  Kul-

tur- und Gastronomieangeboten, diese Wirkung ist  jedoch erwünscht und trägt zur 

besseren Auslastung vorhandener Einr ichtungen bei,  ohne deren Kapazitätsgrenzen 

zu überschreiten.  

Auch auf d ie kommunalen Verwaltungs - und Versorgungseinrichtungen hat  das Vorha-

ben nur geringfügige Auswirkungen. Zusätzl iche Invest it ionen in soziale Infrastruktur 

werden durch die Planung nicht  ausgelöst.  Insgesamt bleibt d ie Belastung der sozialen 

Infrastruktur durch die Maßnahme gering; im Gegentei l  stärkt d ie gesteiger te tourist i -

sche Nachfrage mit telbar die wir tschaft l iche Grundlage für den Erhalt  und Ausbau 

vorhandener Angebote.  

5.3.3  Verkehrl iche Infrastruktur  

Die verkehrl iche Erschl ießung des Plangebietes ist  bereits durch die angrenzenden 

Straßen und den Anschluss an das überör t l iche Straßennetz gesicher t.  Zusätzl iche 

Erschl ießungsstraßen sind nicht erforderl ich. Die durch die Chalets ausgelösten zu-

sätzl ichen Verkehrsbewegungen werden über die vorhandenen Zufahr ten abgewickelt  

und können vom bestehenden Straßennetz aufgenommen werden. Aufgrund des typi -

schen An- und Abreiseverhaltens von Übernachtungsgästen – Abreisen überwiegend 

am Vormit tag, Anreisen am Nachmit tag oder Abend – ist e ine zeit l iche Entzerrung 

gegenüber den Spitzenzeiten des Tagestourismus gegeben, sodass keine nennens-

wer te Erhöhung der Verkehrsspi tzen zu erwar ten ist.  

Die Anbindung an den öffent l ichen Personennahverkehr ble ibt unveränder t bestehen; 

Bushalteste l len sowie der fußläuf ig erreichbare Bahnhof Wil l ingen ermöglichen auch 

künft ig eine umweltver trägl iche Erre ichbarkeit  des Standor ts ohne Pkw. Hierdurch 

wird der motorisier te Indiv idualverkehr begrenzt und die verkehrl iche Infrastruktur 
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entlastet.  Notwendige Anpassungen, etwa im Bereich der innerbetr iebl ichen Stel l-

platzorganisat ion oder der Wegeverbindungen auf dem Grundstück, erfolgen innerhalb  

der bestehenden Erschl ießungsstrukturen.  Insgesamt führ t  d ie Planung zu keiner er-

heblichen Mehrbelastung der verkehr l ichen Infrastruktur;  s ie nutzt vorhandene Kapa-

zitäten eff iz ient  und steht mit den Zielen einer nachhalt igen, verkehrsarmen Erschl ie -

ßung im Einklang.  

5.4  Umwe l t re levan te  Aus w i rkungen  

Aus umweltfachl icher Sicht  führ t  d ie Planung in erster L in ie zu einer zusätzl ichen In-

anspruchnahme bislang unbebauter,  jedoch bereits anthropogen überformter und 

gär tnerisch genutzter Flächen. Damit verbunden sind eine weitere Versiegelung und 

eine Minderung der natürl ichen Bodenfunktionen sowie ein Verlust potenziel ler Grün-

strukturen.  Aufgrund der geringen naturschutzfachl ichen Ausgangswer t igkeit  der be -

troffenen Flächen, der fehlenden besonderen Habitatstrukturen und der Lage in einem 

tourist isch und gewerbl ich geprägten Umfeld bleiben die Auswirkungen auf die Schutz-

güter P f lanzen,  Tiere und biologische Vie lfalt  jedoch insgesamt begrenzt.  

Durch wasserdurchlässige Beläge, die Begrenzung der überbaubaren Flächen, d ie 

Festsetzung von Grünantei len, d ie P f lanzung heimischer Bäume sowie die natur-

schutzrecht l iche Kompensation des ermit te lten Biotopwer tdef iz its werden die verblei -

benden Beeinträcht igungen geminder t und ausgeglichen. Die Auswirkungen auf  das 

Schutzgut Wasser beschränken s ich – bei geordneter Entwässerung und gedrosselter 

Einleitung in den Vorf luter – auf  ein ver tretbares Maß; Gebietsschutzbelange (Na-

tura-2000-Gebiete, Naturschutz- und Biotopf lächen) werden nach der durchgeführ ten 

Prüfung nicht erheblich berühr t.  Für Luft,  Kl ima und Landschaftsbi ld ergeben sich an-

gesichts der ger ingen Flächenausdehnung, der vorhandenen Vorbelastungen und der 

vorgesehenen landschaftsplanerischen Maßnahmen nur geringe, im Rahmen e iner In-

nenentwicklung hinnehmbare Auswirkungen.  

6  Sonst ige Inhal te  

6.1  Flächenb i lanz  

Ar t der Nutzung  
Fläche vor der Änderung  

in m²  

Fläche nach der Änderung  

 in m²  

Sondergebiet  2.530  3.251  

Al lgemeines Wohngebiet  220  0  

Flächen zum Anpf lanzen von 

Bäumen,  Sträuchern und sons-

t igen Bepf lanzungen  

501  0  

Summe  3.251  3.251  

Tabel le 2:  Flächenbi lanz  
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6.2  Rechtl iche Grundlagen  

6.2.1  Fachgesetze und Fachplanungen  

Baugesetzbuch in der  Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl.  I  S .  

3634),  zu let zt  geänder t  durch Ar t ike l  5  des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl.  I  

S.  189) .  

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl.  

I  S .  3786),  d ie zu letz t  durch Ar t ike l  2 des Gesetzes vom 3.  Ju l i  2023 (BGBl.  2023 I  

Nr.  176) geänder t  worden ist .  

Hess isches Energ iegesetz vom 24.  September  2012 (GVBl.  S . 444) ,  zu letzt  geänder t  durch 

Ar t ike l  2 des Gesetzes zur Änderung des Hess ischen Energ iegesetzes und des 

Hess ischen Wassergesetzes vom 15.  Dezember 2023 (GVBl.  S. 298) .  

Landesentwicklungsp lan Hessen 2000 in der Fassung der dr i t ten Änderung vom 27.  Juni  2013 

(GVBl.  S . 479/480) ,  ergänzt  durch d ie Änderungsverordnung 2018 zur Fest legung von 

Windenerg ie -Vorranggebieten.  

Hess isches Waldgesetz  in der Fassung vom 27. Juni 2013 (GVBl.  S .  212) ,  zu letzt  geänder t  

durch Ar t ike l  4  des Gesetzes zur  Anpassung hess ischer  Vorschr i f ten an d ie  EU -

Forsts trategie vom 12. März 2024 (GVBl.  S . 45) .  

Hess isches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl.  I  S.  548),  das zu let zt  durch 

Ar t ike l  4 des Gesetzes vom 30.  September  2021 (GVBl.  S.  602)  geänder t  worden is t  

Hess isches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) 28.  November  2016 (GVBl.  S.  211) .  

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Ju l i  2009 (BGBl.  I  S .  2542),  zu letz t  geänder t  durch Ar t ike l  

48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl.  I  Nr.  323) .  

Bundes -Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl.  I  S .  502),  das zu letz t  durch Ar t ike l  7  

des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl.  I  S.  306) geänder t  worden ist  

Bundeswaldgesetz  in  der Fassung der  Bekanntmachung vom 2.  Oktober  1975 (BGBl.  I  S.  

2655),  zu letz t  geänder t  durch Ar t ike l  3 des Geset zes zur Vere infachung des 

Waldumwandlungsrechts vom 1. Januar 2024 (BGBl.  I  S.  12) .  

Hess isches Gesetz über den Naturschutz und d ie Landschaf tspf lege vom 14. Apr i l  2020 

(GVBl.  S. 150),  zu letz t  geänder t  durch Ar t ikel  5 des Gesetzes zur Umsetzung der EU -

Naturschutzr icht l in ien vom 22. November 2024 (GVBl.  S.  320)  

Energ iewir tschaftsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Ju l i  2005 (BGBl.  I  S .  

1970),  zu let zt  geänder t  durch Ar t ike l  2  des Gesetzes zur Beschleunigung des 

Energ ienetzausbaus vom 30. Juni 2023 (BGBl.  I  S.  1750)  

Erneuerbare -Energ ien-Gesetz  vom 21.  Ju l i  2014 (BGBl.  I  S .  1066) ,  zu letz t  geänder t  durch 

Ar t ike l  1 des Geset zes zur  Anpassung der Förderbedingungen für  Windenerg ie  an Land 

vom 18. Dezember 2024 (BGBl.  I  S.  2400)  

Planze ichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl.  1991 I  S.  58) ,  d ie zu letzt  durch 

Ar t ike l  6 des Geset zes vom 12. August 2025 (BGBl.  2025 I  Nr.  189) geänder t  worden 

is t .  

Wasserhausha ltsgesetz  vom 31. Ju l i  2009 (BGBl.  I  S.  2585),  das zuletzt  durch Ar t ike l  2 des 

Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl.  I  S.  3901)  geänder t  worden is t  

6.2.2  Verordnungen, Richtl inien und Verwaltungsvorschriften  

Hess isches Min ister ium für Umwelt ,  Energie,  Landwir tschaft  und Verbraucherschutz .  

Bodenschutz in  der  Baule itp lanung.  Arbe itshi l fe zur  Berücks icht igung von 

Bodenschutzbe langen in der Abwägung und der  Umweltprüfung nach BauGB in 

Hessen.  
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Hess isches Min ister ium für Umwelt ,  K l imaschutz,  Landwir tschaft  und Verbraucherschut z.  

Wasser wir tschaf t  in der Baule i tp lanung in Hessen. Arbe itsh i l fe zur Berücks icht igung 

von wasser wir tschaf t l ichen Belangen in der Baule i tp lanung, zuletzt  aktua l is ier t  

Oktober 2023.  

Hess isches Min ister ium für Umwelt ,  Energie,  Landwir tschaft  und Verbraucherschutz .  

Kompensat ion des Schutzguts Boden in der Baule i tp lanung nach BauGB. Arbe itsh i l fe  

zur Ermit t lung des Kompensat ionsbedarfs für  das Schutzgut Boden in Hessen und 

Rhe in land-P falz .  

Verordnung über d ie  Durchführung von Kompensat ionsmaßnahmen,  das Führen von 

Ökokonten, deren Handelbarke i t  und d ie Festsetzung von Ersatzzahlungen 

(Kompensat ionsverord-nung KV) vom 20.  Dezember  2010 (GVBl.  I  S.  629,  

2011  I  S.  43) zuletz t  geänder t  durch Ar t ikel  17 des Gesetzes vom 7.  Mai  2020 

(GVBl.  S.  318).  


